
 
 
 
 

M E R K B L A T T 

zu 

Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben bei Anderen 
Leistungsanbietern (§§ 60, 111 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX)  

-Arbeitsbereich-  

für  

interessierte Anbieter 

 
Der Kommunale Sozialverband Sachsen (KSV Sachsen) ist im Freistaat Sachsen der 
zuständige Kostenträger für Leistungen zur Beschäftigung im Rahmen der Eingliederungshilfe 
nach den Sozialgesetzbüchern zwölf und neun. 
 
Mit diesem Merkblatt gibt der KSV Sachsen ergänzend zur „BAGüS-Orientierungshilfe zu den 
(neuen) Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ab 01.01.2018“ und den „BAGüS-
Werkstattempfehlungen 2021“ interessierten Leistungsanbietern Informationen, wie eine 
Umsetzung der Regelungen des § 60 SGB IX in seiner Zuständigkeit im Rahmen des 
Abschlusses von Vereinbarungen nach § 125 SGB IX erfolgen soll.  
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I. Übersicht gesetzliche Grundlagen (mit Stand vom 06.01.2026) 
 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung (SGB 
IV) 

Fünftes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) 

Sechstes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII) 

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen (SGB IX) 

Elftes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung (SGB XI) 

Werkstättenverordnung (WVO) 

Werkstättenmitwirkungsverordnung (WMVO) 

Eingliederungshilfeverordnung (EGH-VO) 

 

II. Anforderungen an den Anderen Leistungsanbieter 
 
II.1 Inhalt, Umfang und Art der Leistung sowie Wirtschaftsführung 
 

Angaben  

• zur räumlich-sächlichen Ausstattung 

• zum Produktions-/ Dienstleistungsprofil 

• zur betreuten Zielgruppe 

• zur sozialräumlichen Einordnung des Angebots 

• zur Durchführung arbeitsbegleitender Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der 
im Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der 
Persönlichkeit (§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 58 Abs. 2 SGB IX, § 5 Abs. 3 WVO) 

• zur Förderung des Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete 
Maßnahmen (§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 58 Abs. 2 SGB IX, § 5 Abs. 4 WVO) wie 

o besondere Förderangebote 

o Erstellung und Fortschreibung individueller Förderpläne 

o Ermöglichung von Trainingsmaßnahmen, Betriebspraktika und zeitweise 
Beschäftigung auf ausgelagerten Arbeitsplätzen 

Einbeziehung der Bundesagentur für Arbeit in die Bemühungen zur Vermittlung auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt zur Wirtschaftsführung nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
(§ 12 Abs. 1 WVO) 

Es besteht keine Verpflichtung  

- für den Anderen Leistungsanbieter, jeden Menschen mit Behinderung und Anspruch 
auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben im Angebot aufzunehmen 
 

- für den KSV Sachsen, dem Anderen Leistungsanbieter Menschen mit Behinderungen  
zuzuweisen.  
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II.2 Personalausstattung 

• Leistungserbringung durch qualifiziertes Personal abhängig von der betreuten Zielgruppe 
(z. B. geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung, Facharbeiter, Gesellen oder 
Meister mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation) 

• dem Grunde nach Personalrelation Gruppenleiter 1:12 in Anlehnung an § 9 Abs. 3 WVO  

• ggf. Pflege- oder Pflegehilfskräfte (§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 219 Abs. 1 Satz 4 SGB IX) für 
Grundpflege und einfache Behandlungspflege 

• ggf. ergänzende pädagogische, soziale, medizinische und psychologische Betreuung 
(§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 219 Abs. 1 Satz 4 SGB IX, § 10 WVO) 

II.3 weitere Regelungen 

Über die in II.1 und II.2 zusammengefassten Grundlagen hinaus sind verbindliche Absprachen 
zu Beschäftigungs- und Betreuungszeiten, Urlaub und Arbeitsbefreiung, Zahlung von 
Arbeitsentgelt, Vertrag und Sozialversicherung zu treffen: 

• wöchentliche Beschäftigungszeit von 35 bis 40 Stunden (= Vollzeit) inklusive 
Erholungspausen (§ 6 WVO); Ermöglichung von Teilzeitbeschäftigung von nicht unter 15 
Wochenstunden aus behinderungsbedingten oder vorübergehenden gesundheitlichen 
Gründen oder sonstigen Gründen nach § 8 Teilzeit- und Befristungsgesetz oder § 3 
Pflegezeitgesetz (z. B. Pflegeteilzeit, Kindererziehung, Elternzeit) 

• Abschluss eines Beschäftigungs- und Betreuungsvertrages auf Grundlage des 
arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses (§ 221 Abs. 1 SGB IX, § 13 WVO) mit 
Regelungen u. a.  

o zur Arbeitszeit 

o zum Urlaubsanspruch, wenn arbeitnehmerfreundliche Abweichung vom 
Bundesurlaubsgesetz und von § 208 SGB IX (Zusatzurlaub für Schwerbehinderte) 

o zur Entgeltfortzahlung, wenn arbeitnehmerfreundliche Abweichung vom 
Entgeltfortzahlungsgesetz 

• Zahlung eines monatlichen Arbeitsentgeltes an den Menschen mit Behinderung, 
bestehend aus dem Grundbetrag von 133,00 EUR nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX 
zuzüglich eines leistungsangemessenen Steigerungsbetrages nach § 221 Abs. 2 Satz 2 
SGB IX.  

Der Grundbetrag beträgt damit monatlich 

➢ 133,00 EUR ab dem 1. August 2024  

• Auszahlung des Arbeitsförderungsgeldes von derzeit monatlich 52,00 EUR zusammen mit 
dem Arbeitsentgelt (§ 111 Abs. 3 SGB IX in Verbindung mit § 59 SGB IX) 

• Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 
SGB V:  

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein, wenn das 
Arbeitsentgelt nicht höher ist als 20% der monatlichen Bezugsgröße (2025: 20% von 
3745 EUR = 749 EUR), nach § 18 SGB IV (§ 251 Abs. 2 Satz 3 SGB V). Die Beiträge 
für das über diesem Betrag liegende Arbeitsentgelt tragen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber hälftig.  

o Unter das Arbeitsentgelt i.S.d. § 14 SGB IV fallen sowohl das Entgelt nach § 221 
Abs. 2 SGB IX, das Arbeitsförderungsgeldes (AFöG), als auch einmalige 
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Einnahmen aus der Beschäftigung – gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch darauf 
besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und 
ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt 
werden – z.B. Gutscheine zu Weihnachten oder Jubiläumszuwendungen. Dies gilt 
für die Versicherungszweige der gesetzlichen Krankenversicherung, der sozialen 
Pflegeversicherung und der gesetzlichen Rentenversicherung. 

o Höhe des Beitrags: Grundlage für die Berechnung des monatlichen 
Krankenversicherungsbeitrages, die beitragspflichtige Einnahme, ist das tatsächlich 
erzielte Arbeitsentgelt nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX, mindestens jedoch 20% 
der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV (§ 235 Abs. 3 SGB V). 

• Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB 
XI 

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein, wenn das 
Arbeitsentgelt nicht höher ist als 20% der monatlichen Bezugsgröße (2025: 20% von 
3745 EUR = 749 EUR) nach § 18 SGB IV (§ 59 Abs. 1 Satz 2 SGB XI, § 251 Abs. 2 
Satz 3 SGB V). Die Beiträge für das über diesem Betrag liegende Arbeitsentgelt 
tragen Arbeitnehmer und Arbeitgeber hälftig. Den Beitragszuschlag für Kinderlose 
nach § 55 Abs. 3 SGB XI trägt der Arbeitnehmer. 

o Höhe des Beitrags: Grundlage für die Berechnung des monatlichen 
Pflegeversicherungsbeitrages, die beitragspflichtige Einnahme, ist das tatsächlich 
erzielte Arbeitsentgelt nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX, mindestens jedoch 20% 
der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV (§ 57 Abs. 1 Satz 1 SGB XI, § 235 
Abs. 3 SGB V). 

• Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. 
a SGB VI: 

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein, wenn das 
Arbeitsentgelt nicht höher ist als 80% der monatlichen Bezugsgröße (2025: 80% von 
3.745 EUR = 2.996 EUR) nach § 18 SGB IV. Ansonsten Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber hälftig (§ 168 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI). 

o Höhe des Beitrags: Grundlage für die Berechnung des monatlichen 
Rentenversicherungsbeitrages, die beitragspflichtige Einnahme, ist das tatsächlich 
erzielte Arbeitsentgelt nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX, mindestens jedoch 80% 
der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV (§ 162 Nr. 2 SGB VI). 

• Versicherungspflicht in der gesetzlichen Unfallversicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII 

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein (§ 150 SGB VII). 

o Höhe des Beitrages: Umlage nach §§ 152 ff. SGB VII 

o Anmeldeverfahren nach § 192 SGB VII 

• Meldung zur Sozialversicherung nach § 28a SGB IV für die Kranken-, Renten- und 
Pflegeversicherung 

• Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge nach §§ 28d ff. SGB IV 

• Organisation und Abrechnung von Fahrdienstleistungen, wenn mehr als zwei Menschen 
mit Behinderungen einen Fahrdienst zum Erreichen des Beschäftigungsortes benötigen 

• Abrechnung der vereinbarten Vergütungen, der Sozialversicherungsbeiträge, des AFöG 
und der Fahrtkosten für durch den anderen Leistungsanbieter zu organisierende 
Fahrdienstleistungen 
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• Ermöglichung einer angemessenen Mitbestimmung und Mitwirkung durch einen 
Beschäftigtenrat (ab fünf Wahlberechtigten) und eine Frauenbeauftragte (ab fünf 
Wahlberechtigten Frauen) (§ 14 WVO, § 60 Abs. 2 Nr. 5 und 6 SGB IX, WMVO) 
 

III. Leistungen des KSV Sachsen 
 

• Verhandlung sowie Vereinbarung von Leistungen und Vergütungen für die Erbringung von 
Leistungen des Arbeitsbereiches bei einem Anderen Leistungsanbieter nach § 125 SGB 
IX 

• bei Vorliegen der eingliederungshilferechtlichen Voraussetzungen im Einzelfall: 
Übernahme der vereinbarten Vergütungen sowie Erstattung der vom anderen 
Leistungsanbieter zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge und Fahrtkosten für 
Fahrdienstleistungen. Der KSV Sachsen informiert den Menschen mit Behinderung sowie 
den Anderen Leistungsanbieter schriftlich über den Beginn der Leistungsgewährung 
(Kostenzusage). 

• Abrechnungsverfahren: 

o Fahrtkosten: nachschüssige quartalsweise Abrechnung der Fahrten zwischen 
Leistungs- und Wohnort, Zahlung 14 Tage nach Rechnungseingang, Möglichkeit zur 
Gewährung eines einmaligen Liquiditätsabschlages in Höhe von 90% 

Maßnahmekosten: SV-Beiträge und Arbeitsförderungsgeld: monatliche 
Zahlung als Abschlag für Maßnahmekosten 95% und AFöG 95%, 
quartalsweise Abschläge (Fälligkeit zum 15. Januar, 15. April, 15. Juli und 15. 
Oktober) für SV-Beiträge zu 90%, Spitzabrechnung im Folgejahr mit Vorlage 
der Gesamtabrechnung bis 28.02. 

o Erstattung der vom anderen Leistungsanbieter zu tragenden SV-Beiträge gründet 
sich auf: 

▪ § 251 Abs. 2 Satz 2 SGB V bei der gesetzlichen Krankenversicherung 

▪ § 179 Abs. 1 Satz 2 SGB VI bei der gesetzlichen Rentenversicherung 

▪ § 59 Abs. 1 Satz 1 SGB XI, § 251 Abs. 2 Satz 2 SGB V bei der sozialen 
Pflegeversicherung 

▪ keine Erstattung der Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung 

▪ keine Erstattung des Beitragszuschlags für Kinderlose nach § 55 Abs. 3 SGB 
XI 

o Fehltageregelung entsprechend Kommissionsbeschluss § 79 SGB XII - vom 
15.03.2012: Abrechnungsfähig sind Fehltage aus Anlass jedweder Art bzw. ist der 
Grund der Abwesenheit unerheblich, bis zur Höhe von 60 Fehltagen im Jahr bei 250 
Tagen kalenderjährlich (Obergrenze). Darüber hinaus gehende Fehltage sind nicht 
abrechnungsfähig.   

 
o Die Erstattung der SV-Beiträge erfolgt für jeden SV-Tag der sich aus der 

Versicherungspflicht ergibt. In der SV wird grds. der Monat mit 30 SV-Tagen und 
das Jahr mit  360 SV-Tagen berechnet. Zu beachten sind die Entgeltfortzahlung bei 
Krankheit nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz und die beitragsfreien 
Fehlzeiten/Kürzungstage, z. Bsp. unentschuldigtes Fehlen, Kind Krank, 
Mutterschutz, Erziehungsurlaub. Diese Kürzungstage sind von den tatsächlichen 
Kalendertagen des jeweiligen Monats zu kürzen.  

o Die Erstattung der Kosten für Fahrdienstleistungen erfolgt  



 

  

 
 

Merkblatt Leistungen im Arbeitsbereich bei Anderen Leistungsanbietern Seite 6 
Stand: 06.01.2026 

➢ Bei Einzelfahrdiensten an den tatsächlichen Beförderungstagen (Nachweis 
durch Vorlage der Rechnung und des Anwesenheitsnachweises) 

➢ Bei Sammelfahrdiensten wird über die Summe aller Tages-/Tourenpreise je 
Öffnungstag der WfbM der Gesamterstattungsbetrag des anderen 
Leistungsanbieters berechnet und an diesen erstattet. Die tatsächliche 
Anwesenheit des WfbM-Besuchers ist beim Sammelfahrdiensten unerheblich 

o Die Abrechnungsunterlagen werden vom anderen Leistungsanbieter schriftlich in 
Papierform beim KSV Sachsen vorgelegt. Die Zahlung erfolgt per Überweisung auf 
ein inländisches Konto des anderen Leistungsanbieters. 

 

IV. Leistungsrechtliche Voraussetzungen der Menschen mit Behinderungen 
 

• wesentliche Einschränkung der Fähigkeit der Teilhabe an der Gesellschaft durch eine 
Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX oder eine drohende Behinderung (§ 
99 Abs. 1 SGB IX) 

• Wesentlichkeit der körperlichen, seelischen oder geistigen Behinderung (§ 99 Abs. 1, 4 
SGB IX in Verbindung mit § 2 Abs. 1 S. 1, 2 SGB IX, §§ 1-3 EGH-VO) 

• wegen Art oder Schwere der Behinderung kommt 

eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einschließlich einer 
Beschäftigung in einem Inklusionsbetrieb oder 
 
eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen 
Unterstützter Beschäftigung, eine berufliche Anpassung und Weiterbildung oder eine 
berufliche Ausbildung  
 

nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht (§§ 60 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 1 SGB 
IX)  

 

• Vorliegen voller Erwerbsminderung 

- „Werkstattbedürftigkeit“- 

• kann wenigstens ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen 
(§§ 60 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 1 SGB IX)  

- „Werkstattfähigkeit“- 

• berufliche Bildung/Ausbildung mittels Durchlaufens des Eingangsverfahrens und  des 
Berufsbildungsbereiches in einer Werkstatt für behinderte Menschen - alternativ kann die 
erforderliche Leistungsfähigkeit für die in Aussicht stehende Beschäftigung anstelle der 
Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich bereits durch eine zurückliegende 
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt  erworben sein (§§ 60 Abs. 1, 58 Abs. 1 
Satz 2 SGB IX) 

• keine erhebliche Selbst- oder Fremdgefährdung trotz einer der Behinderung 
angemessenen Betreuung (§ 60 Abs. 2, § 219 Abs. 2 Satz 2 SGB IX) 

• Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 Abs. 2 SGB VI noch nicht erreicht (§§ 60 Abs. 1, 
58 Abs. 1 Satz 3 SGB IX) 

 

 



 

Anlage 1: Auszüge aus einschlägigen Gesetzen, Stand 01.01.2018 und 15.08.2019 

Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes Buch (IV) - Gemeinsame Vorschriften für die 
Sozialversicherung - (Artikel I des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845) 

§ 18 Bezugsgröße 

Bezugsgröße im Sinne der Vorschriften für die Sozialversicherung ist, soweit in den 
besonderen Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige nichts Abweichendes 
bestimmt ist, das Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung im 
vorvergangenen Kalenderjahr, aufgerundet auf den nächsthöheren, durch 420 teilbaren 
Betrag. 

Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) - Gesetzliche Krankenversicherung - (Artikel 
1 des Gesetzes v. 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477) 

§ 5 Versicherungspflicht 

(1) Versicherungspflichtig sind 7. behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für 
behinderte Menschen oder in Blindenwerkstätten im Sinne des § 226 des Neunten Buches 
oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 
60 des Neunten Buches tätig sind, 
[…] 

§ 235 Beitragspflichtige Einnahmen von Rehabilitanden, Jugendlichen und Behinderten 
in Einrichtungen 

[…] 
(3) Für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 und 8 versicherungspflichtigen behinderten Menschen ist als 
beitragspflichtige Einnahmen das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt, mindestens jedoch ein 
Betrag in Höhe von 20 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten 
Buches zugrunde zu legen. 
 
(4) § 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 und Abs. 2 sowie die §§ 228 bis 231 gelten entsprechend; 
bei Anwendung des § 230 Satz 1 ist das Arbeitsentgelt vorrangig zu berücksichtigen. 
 

§ 251 Tragung der Beiträge durch Dritte 

[…] 
 
(2) Der Träger der Einrichtung trägt den Beitrag allein 

[…] 2. für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 oder 8 versicherungspflichtigen behinderten Menschen, 
wenn das tatsächliche Arbeitsentgelt den nach § 235 Abs. 3 maßgeblichen Mindestbetrag 
nicht übersteigt; im Übrigen gilt § 249 Abs. 1 entsprechend. 

Für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 versicherungspflichtigen behinderten Menschen sind die 
Beiträge, die der Träger der Einrichtung zu tragen hat, von den für die behinderten Menschen 
zuständigen Leistungsträgern zu erstatten. Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 gelten für einen 
anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches entsprechend. 
 
 
 
 
 



 

 

§ 249 Tragung der Beiträge bei versicherungspflichtiger Beschäftigung 
 
(1) Beschäftigte, die nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 13 versicherungspflichtig 
sind, und ihre Arbeitgeber tragen die nach dem Arbeitsentgelt zu bemessenden Beiträge 
jeweils zur Hälfte. Bei geringfügig Beschäftigten gilt § 249b. 
 
[…] 
 

Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI) - Gesetzliche Rentenversicherung - (Artikel 
1 des Gesetzes v. 18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337) 

§ 1 Beschäftigte 

Versicherungspflichtig sind 2. behinderte Menschen, die 

a) in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in Blindenwerkstätten im 
Sinne des § 226 des Neunten Buches oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit oder 
bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches tätig sind, 

§ 35 Regelaltersrente 

Versicherte haben Anspruch auf Regelaltersrente, wenn sie  
1. 

die Regelaltersgrenze erreicht und 
2. 

die allgemeine Wartezeit erfüllt 
haben. Die Regelaltersgrenze wird mit Vollendung des 67. Lebensjahres erreicht. 

§ 235 Regelaltersrente 

(1) Versicherte, die vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, haben Anspruch auf 
Regelaltersrente, wenn sie  
 
1. die Regelaltersgrenze erreicht und 
 
2. die allgemeine Wartezeit erfüllt 
 
haben. Die Regelaltersgrenze wird frühestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres erreicht. 
 
(2) Versicherte, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 geboren 
sind, wird die Regelaltersgrenze wie folgt angehoben:  

Versicherte 
Geburtsjahr 

Anhebung 
um Monate 

auf Alter 

Jahr Monat 

1947 1 65 1 

1948 2 65 2 

1949 3 65 3 

1950 4 65 4 

1951 5 65 5 

1952 6 65 6 

1953 7 65 7 

1954 8 65 8 



 

 

1955 9 65 9 

1956 10 65 10 

1957 11 65 11 

1958 12 66 0 

1959 14 66 2 

1960 16 66 4 

1961 18 66 6 

1962 20 66 8 

1963 22 66 10. 

 
Für Versicherte, die  
 
1. vor dem 1. Januar 1955 geboren sind und vor dem 1. Januar 2007 Altersteilzeitarbeit im 
Sinne der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 1 des Altersteilzeitgesetzes vereinbart haben oder 
 
2. Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen haben, 
 
wird die Regelaltersgrenze nicht angehoben. 

§ 162 Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

Beitragspflichtige Einnahmen sind  
[…] 
 
2. bei behinderten Menschen das Arbeitsentgelt, mindestens 80 vom Hundert der 
Bezugsgröße, 

[…] 

§ 168 Beitragstragung bei Beschäftigten 

(1) Die Beiträge werden getragen  

[…] 

2. bei behinderten Menschen von den Trägern der Einrichtung oder dem anderen 
Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches, wenn ein Arbeitsentgelt nicht bezogen wird 
oder das monatliche Arbeitsentgelt 20 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nicht 
übersteigt, sowie für den Betrag zwischen dem monatlichen Arbeitsentgelt und 80 vom 
Hundert der monatlichen Bezugsgröße, wenn das monatliche Arbeitsentgelt 80 vom Hundert 
der monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt, im Übrigen von den Versicherten und den 
Trägern der Einrichtung je zur Hälfte, 

[…] 

§ 179 Erstattung von Aufwendungen 

(1) Für behinderte Menschen nach § 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a, die im Arbeitsbereich 
einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen 
Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches tätig sind, erstattet der Bund den Trägern 
der Einrichtung oder dem anderen Anbieter nach § 60 des Neunten Buches die Beiträge, die 
auf den Betrag zwischen dem tatsächlich erzielten monatlichen Arbeitsentgelt und 80 Prozent 
der monatlichen Bezugsgröße entfallen, wenn das tatsächlich erzielte monatliche 
Arbeitsentgelt 80 Prozent der monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt; der Bund erstattet 
den Trägern der Einrichtung oder dem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten 
Buches ferner die Beiträge für behinderte Menschen im Eingangsverfahren und im 



 

 

Berufsbildungsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen oder in einer 
entsprechenden Bildungsmaßnahme bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des 
Neunten Buches, soweit Satz 2 nichts anderes bestimmt. Im Übrigen erstatten die 
Kostenträger den Trägern der Einrichtung oder dem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des 
Neunten Buches die von diesen getragenen Beiträge für behinderte Menschen; das gilt auch, 
wenn sie im Eingangsverfahren oder im Berufsbildungsbereich anerkannter Werkstätten für 
behinderte Menschen oder in einer entsprechenden Bildungsmaßnahme bei einem anderen 
Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches tätig sind, soweit die Bundesagentur für 
Arbeit, die Träger der Unfallversicherung oder die Träger der Rentenversicherung zuständige 
Kostenträger sind. Für behinderte Menschen, die im Anschluss an eine Beschäftigung in einer 
nach dem Neunten Buch anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen oder im Anschluss 
an eine Beschäftigung bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches 
in einem Inklusionsbetrieb (§ 215 des Neunten Buches) beschäftigt sind, gilt Satz 1 
entsprechend. Die zuständigen Stellen, die Erstattungen des Bundes nach Satz 1 oder 3 
durchführen, können auch nach erfolgter Erstattung bei den davon umfassten Einrichtungen, 
anderen Leistungsanbietern nach § 60 des Neunten Buches, Inklusionsbetrieben oder bei 
deren Trägern die Voraussetzungen der Erstattung prüfen. Soweit es im Einzelfall erforderlich 
ist, haben die von der Erstattung umfassten Einrichtungen, anderen Leistungsanbietern nach 
§ 60 des Neunten Buches, Inklusionsbetriebe oder deren Träger den zuständigen Stellen auf 
Verlangen über alle Tatsachen Auskunft zu erteilen, die für die Prüfung der Voraussetzungen 
der Erstattung erforderlich sind. Sie haben auf Verlangen die Geschäftsbücher, Listen oder 
andere Unterlagen, aus denen die Angaben über die der Erstattung zu Grunde liegende 
Beschäftigung hervorgehen, während der Betriebszeit nach ihrer Wahl entweder in ihren 
eigenen Geschäftsräumen oder denen der zuständigen Stelle zur Einsicht vorzulegen. Das 
Wahlrecht nach Satz 6 entfällt, wenn besondere Gründe eine Prüfung in den Geschäftsräumen 
der Einrichtungen, anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches, 
Inklusionsbetriebe oder deren Trägern gerechtfertigt erscheinen lassen. 

[…] 
 

 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254) 

§ 2 Versicherung kraft Gesetzes 

(1) Kraft Gesetzes sind versichert  

[…] 4. behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen, bei 
einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches oder in Blindenwerkstätten 
im Sinne des § 226 des Neunten Buches oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit tätig sind, 

[…] 

§ 150 Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig sind die Unternehmer, für deren Unternehmen Versicherte tätig sind oder 
zu denen Versicherte in einer besonderen, die Versicherung begründenden Beziehung stehen. 
Die nach § 2 versicherten Unternehmer sowie die nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und § 6 Abs. 1 
Versicherten sind selbst beitragspflichtig. Für Versicherte nach § 6 Absatz 1 Satz 2 ist die 
jeweilige Organisation oder der jeweilige Verband beitragspflichtig. Entsprechendes gilt in den 
Fällen des § 6 Absatz 1 Satz 3. 

[…] 



 

 

§ 152 Umlage 

(1) Die Beiträge werden nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Beitragsansprüche dem 
Grunde nach entstanden sind, im Wege der Umlage festgesetzt. Die Umlage muß den Bedarf 
des abgelaufenen Kalenderjahres einschließlich der zur Ansammlung der Rücklage sowie des 
Verwaltungsvermögens nötigen Beträge decken. Darüber hinaus dürfen Beiträge nur zur 
Zuführung zu den Betriebsmitteln erhoben werden. 

[…] 

§ 192 Mitteilungs- und Auskunftspflichten von Unternehmern und Bauherren 

(1) Die Unternehmer haben binnen einer Woche nach Beginn des Unternehmens dem 
zuständigen Unfallversicherungsträger  

1. die Art und den Gegenstand des Unternehmens, 

2. die Zahl der Versicherten, 

3. den Eröffnungstag oder den Tag der Aufnahme der vorbereitenden Arbeiten für das 
Unternehmen und 

4. in den Fällen des § 130 Abs. 2 und 3 den Namen und den Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Bevollmächtigten 

mitzuteilen. 

(2) Die Unternehmer haben Änderungen von  

1. Art und Gegenstand ihrer Unternehmen, die für die Prüfung der Zuständigkeit der 
Unfallversicherungsträger von Bedeutung sein können, 

2. Voraussetzungen für die Zuordnung zu den Gefahrklassen, 

3. sonstigen Grundlagen für die Berechnung der Beiträge 

innerhalb von vier Wochen dem Unfallversicherungsträger mitzuteilen. 

(3) Die Unternehmer haben ferner auf Verlangen des zuständigen Unfallversicherungsträgers 
die Auskünfte zu geben und die Beweisurkunden vorzulegen, die zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben des Unfallversicherungsträgers (§ 199) erforderlich sind. Ist bei einer 
Schule der Schulhoheitsträger nicht Unternehmer, hat auch der Schulhoheitsträger die 
Verpflichtung zur Auskunft nach Satz 1. 

(4) Den Wechsel von Personen der Unternehmer haben die bisherigen Unternehmer und ihre 
Nachfolger innerhalb von vier Wochen nach dem Wechsel dem Unfallversicherungsträger 
mitzuteilen. Den Wechsel von Personen der Bevollmächtigten haben die Unternehmer 
innerhalb von vier Wochen nach dem Wechsel mitzuteilen. 

[…] 

 

 

 

 



 

 

Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen - Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - SGB IX - (Artikel 1 des Gesetzes v. 

23. Dezember 2016, BGBl. I S. 3234) 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und 
umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können. Eine Beeinträchtigung nach 
Satz 1 liegt vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter 
typischen Zustand abweicht. Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine 
Beeinträchtigung nach Satz 1 zu erwarten ist. 

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 3 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der 
Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 rechtmäßig im 
Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben. 

(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen Menschen mit Behinderungen 
mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die 
übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne 
die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 156 nicht erlangen oder nicht 
behalten können (gleichgestellte behinderte Menschen). 

§ 58 Leistungen im Arbeitsbereich 

(1) Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen 
erhalten Menschen mit Behinderungen, bei denen wegen Art oder Schwere der Behinderung 

1. eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einschließlich einer Beschäftigung in 
einem Inklusionsbetrieb (§ 215) oder 

2. eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen 
Unterstützter Beschäftigung, eine berufliche Anpassung und Weiterbildung oder eine 
berufliche Ausbildung (§ 49 Absatz 3 Nummer 2 bis 6) 

 

nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht kommt und die in der Lage sind, 
wenigstens ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen. 
Leistungen im Arbeitsbereich werden im Anschluss an Leistungen im Berufsbildungsbereich 
(§ 57) oder an entsprechende Leistungen bei einem anderen Leistungsanbieter (§ 60) 
erbracht; hiervon kann abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behinderungen bereits über 
die für die in Aussicht genommene Beschäftigung erforderliche Leistungsfähigkeit verfügt, die 
er durch eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat. Die Leistungen 
sollen in der Regel längstens bis zum Ablauf des Monats erbracht werden, in dem das für die 
Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensalter erreicht wird. 

(2) Die Leistungen im Arbeitsbereich sind gerichtet auf 

1. die Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer der Eignung und Neigung des Menschen mit 
Behinderungen entsprechenden Beschäftigung, 

2. die Teilnahme an arbeitsbegleitenden Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der im 
Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der 
Persönlichkeit sowie 

3. die Förderung des Übergangs geeigneter Menschen mit Behinderungen auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen. 



 

 

(3) Die Werkstätten erhalten für die Leistungen nach Absatz 2 vom zuständigen 
Rehabilitationsträger angemessene Vergütungen, die den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, 
Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit entsprechen. Die Vergütungen berücksichtigen 

1. alle für die Erfüllung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen der Werkstatt 
notwendigen Kosten sowie 

2. die mit der wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden Kosten, 
soweit diese unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse in der Werkstatt und der 
dort beschäftigten Menschen mit Behinderungen nach Art und Umfang über die in einem 
Wirtschaftsunternehmen üblicherweise entstehenden Kosten hinausgehen. 

Können die Kosten der Werkstatt nach Satz 2 Nummer 2 im Einzelfall nicht ermittelt werden, 
kann eine Vergütungspauschale für diese werkstattspezifischen Kosten der wirtschaftlichen 
Betätigung der Werkstatt vereinbart werden. 

(4) Bei der Ermittlung des Arbeitsergebnisses der Werkstatt nach § 12 Absatz 4 der 
Werkstättenverordnung werden die Auswirkungen der Vergütungen auf die Höhe des 
Arbeitsergebnisses dargestellt. Dabei wird getrennt ausgewiesen, ob sich durch die Vergütung 
Verluste oder Gewinne ergeben. Das Arbeitsergebnis der Werkstatt darf nicht zur Minderung 
der Vergütungen nach Absatz 3 verwendet werden. 

§ 59 Arbeitsförderungsgeld 

(1) Die Werkstätten für behinderte Menschen erhalten von dem zuständigen 
Rehabilitationsträger zur Auszahlung an die im Arbeitsbereich beschäftigten Menschen mit 
Behinderungen zusätzlich zu den Vergütungen nach § 58 Absatz 3 ein Arbeitsförderungsgeld. 
Das Arbeitsförderungsgeld beträgt monatlich 52 Euro für jeden im Arbeitsbereich 
beschäftigten Menschen mit Behinderungen, dessen Arbeitsentgelt zusammen mit dem 
Arbeitsförderungsgeld den Betrag von 351 Euro nicht übersteigt. Ist das Arbeitsentgelt höher 
als 299 Euro, beträgt das Arbeitsförderungsgeld monatlich den Differenzbetrag zwischen dem 
Arbeitsentgelt und 351 Euro. 

(2) Das Arbeitsförderungsgeld bleibt bei Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen 
Einkommen abhängig ist, als Einkommen unberücksichtigt. 

§ 60 Andere Leistungsanbieter 

(1) Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen nach den §§ 57 und 58 haben, 
können diese auch bei einem anderen Leistungsanbieter in Anspruch nehmen. 

(2) Die Vorschriften für Werkstätten für behinderte Menschen gelten mit folgenden Maßgaben 
für andere Leistungsanbieter: 

1. sie bedürfen nicht der förmlichen Anerkennung, 

2. sie müssen nicht über eine Mindestplatzzahl und die für die Erbringung der Leistungen in 
Werkstätten erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung verfügen, 

3. sie können ihr Angebot auf Leistungen nach § 57 oder § 58 oder Teile solcher Leistungen 
beschränken, 

4. sie sind nicht verpflichtet, Menschen mit Behinderungen Leistungen nach § 57 oder § 58 zu 
erbringen, wenn und solange die Leistungsvoraussetzungen vorliegen, 

5. eine dem Werkstattrat vergleichbare Vertretung wird ab fünf Wahlberechtigten gewählt. Sie 
besteht bei bis zu 20 Wahlberechtigten aus einem Mitglied und 

6. eine Frauenbeauftragte wird ab fünf wahlberechtigten Frauen gewählt, eine Stellvertreterin 
ab 20 wahlberechtigten Frauen. 



 

 

7. die Regelungen zur Anrechnung von Aufträgen auf die Ausgleichsabgabe und zur 
bevorzugten Vergabe von Aufträgen durch die öffentliche Hand sind nicht anzuwenden und 

8. erbringen sie Leistungen nach den §§ 57 oder 58 ausschließlich in betrieblicher Form, soll 
ein besserer als der in § 9 Absatz 3 der Werkstättenverordnung für den Berufsbildungsbereich 
oder für den Arbeitsbereich in einer Werkstatt für behinderte Menschen festgelegte 
Personalschlüssel angewendet werden. 

(3) Eine Verpflichtung des Leistungsträgers, Leistungen durch andere Leistungsanbieter zu 
ermöglichen, besteht nicht. 

(4) Für das Rechtsverhältnis zwischen dem anderen Leistungsanbieter und dem Menschen 
mit Behinderungen gilt § 221 entsprechend. 

 

§ 62 Wahlrecht des Menschen mit Behinderungen 

(1) Auf Wunsch des Menschen mit Behinderungen werden die Leistungen nach den §§ 57 und 
58 von einer nach § 225 anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen, von dieser 
zusammen mit einem oder mehreren anderen Leistungsanbietern oder von einem oder 
mehreren anderen Leistungsanbietern erbracht. 

(2) Werden Teile einer Leistung im Verantwortungsbereich einer Werkstatt für behinderte 
Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters erbracht, so bedarf die Leistungserbringung 
der Zustimmung des unmittelbar verantwortlichen Leistungsanbieters. 

 

§ 99 Leistungsberechtigung, Verordnungsermächtigung 

(1) Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten Menschen mit Behinderungen im Sinne von § 
2 Absatz 1 Satz 1 und 2, die wesentlich in der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft 
eingeschränkt sind (wesentliche Behinderung) oder von einer solchen wesentlichen 
Behinderung bedroht sind, wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles Aussicht 
besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe nach § 90 erfüllt werden kann. 

(2) Von einer wesentlichen Behinderung bedroht sind Menschen, bei denen der Eintritt einer 
wesentlichen Behinderung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten ist. 

(3) Menschen mit anderen geistigen, seelischen, körperlichen oder Sinnesbeeinträchtigungen, 
durch die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren in der 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft eingeschränkt sind, können Leistungen der 
Eingliederungshilfe erhalten. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Bestimmungen über die Konkretisierung der Leistungsberechtigung in der Eingliederungshilfe 
erlassen. Bis zum Inkrafttreten einer nach Satz 1 erlassenen Rechtsverordnung gelten die §§ 
1 bis 3 der Eingliederungshilfe-Verordnung in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung 
entsprechend. 

 

§ 111 Leistungen zur Beschäftigung 

(1) Leistungen zur Beschäftigung umfassen 

1. Leistungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten für behinderte Menschen nach den 
§§ 58 und 62, 

2. Leistungen bei anderen Leistungsanbietern nach den §§ 60 und 62, 

3. Leistungen bei privaten und öffentlichen Arbeitgebern nach § 61 sowie 

4. Leistungen für ein Budget für Ausbildung nach § 61a. 



 

 

(2) Leistungen nach Absatz 1 umfassen auch Gegenstände und Hilfsmittel, die wegen der 
gesundheitlichen Beeinträchtigung zur Aufnahme oder Fortsetzung der Beschäftigung 
erforderlich sind. Voraussetzung für eine Hilfsmittelversorgung ist, dass der 
Leistungsberechtigte das Hilfsmittel bedienen kann. Die Versorgung mit Hilfsmitteln schließt 
eine notwendige Unterweisung im Gebrauch und eine notwendige Instandhaltung oder 
Änderung ein. Die Ersatzbeschaffung des Hilfsmittels erfolgt, wenn sie infolge der körperlichen 
Entwicklung der Leistungsberechtigten notwendig ist oder wenn das Hilfsmittel aus anderen 
Gründen ungeeignet oder unbrauchbar geworden ist. 

(3) Zu den Leistungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 gehört auch das Arbeitsförderungsgeld 
nach § 59. 

 

§ 123 Allgemeine Grundsätze 

(1) Der Träger der Eingliederungshilfe darf Leistungen der Eingliederungshilfe mit Ausnahme 
der Leistungen nach § 113 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit § 78 Absatz 5 und § 116 
Absatz 1 durch Dritte (Leistungserbringer) nur bewilligen, soweit eine schriftliche Vereinbarung 
zwischen dem Träger des Leistungserbringers und dem für den Ort der Leistungserbringung 
zuständigen Träger der Eingliederungshilfe besteht. Die Vereinbarung kann auch zwischen 
dem Träger der Eingliederungshilfe und dem Verband, dem der Leistungserbringer angehört, 
geschlossen werden, soweit der Verband eine entsprechende Vollmacht nachweist. 

(2) Die Vereinbarungen sind für alle übrigen Träger der Eingliederungshilfe bindend. Die 
Vereinbarungen müssen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und 
Leistungsfähigkeit entsprechen und dürfen das Maß des Notwendigen nicht überschreiten. Sie 
sind vor Beginn der jeweiligen Wirtschaftsperiode für einen zukünftigen Zeitraum 
abzuschließen (Vereinbarungszeitraum); nachträgliche Ausgleiche sind nicht zulässig. Die 
Ergebnisse der Vereinbarungen sind den Leistungsberechtigten in einer wahrnehmbaren 
Form zugänglich zu machen. 

(3) Keine Leistungserbringer im Sinne dieses Kapitels sind 

1. private und öffentliche Arbeitgeber gemäß § 61 oder § 61a sowie 

2. Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation, in denen der schulische Teil der Ausbildung 
nach § 61a Absatz 2 Satz 2 erfolgen kann. 

(4) Besteht eine schriftliche Vereinbarung, so ist der Leistungserbringer, soweit er kein anderer 
Leistungsanbieter im Sinne des § 60 ist, im Rahmen des vereinbarten Leistungsangebotes 
verpflichtet, Leistungsberechtigte aufzunehmen und Leistungen der Eingliederungshilfe unter 
Beachtung der Inhalte des Gesamtplanes nach § 121 zu erbringen. Die Verpflichtung zur 
Leistungserbringung besteht auch in den Fällen des § 116 Absatz 2. 

(5) Der Träger der Eingliederungshilfe darf die Leistungen durch Leistungserbringer, mit denen 
keine schriftliche Vereinbarung besteht, nur erbringen, soweit 

1. dies nach der Besonderheit des Einzelfalles geboten ist, 

2. der Leistungserbringer ein schriftliches Leistungsangebot vorlegt, das für den Inhalt einer 
Vereinbarung nach § 125 gilt, 

3. der Leistungserbringer sich schriftlich verpflichtet, die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Qualität der Leistungserbringung zu beachten, 

4. der Leistungserbringer sich schriftlich verpflichtet, bei der Erbringung von Leistungen die 
Inhalte des Gesamtplanes nach § 121 zu beachten, 

5. die Vergütung für die Erbringung der Leistungen nicht höher ist als die Vergütung, die der 
Träger der Eingliederungshilfe mit anderen Leistungserbringern für vergleichbare Leistungen 
vereinbart hat. 



 

 

Die allgemeinen Grundsätze der Absätze 1 bis 3 und 5 sowie die Vorschriften zur Geeignetheit 
der Leistungserbringer (§ 124), zum Inhalt der Vergütung (§ 125), zur Verbindlichkeit der 
vereinbarten Vergütung (§ 127), zur Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfung (§ 128), zur 
Kürzung der Vergütung (§ 129) und zur außerordentlichen Kündigung der Vereinbarung (§ 
130) gelten entsprechend. 

(6) Der Leistungserbringer hat gegen den Träger der Eingliederungshilfe einen Anspruch auf 
Vergütung der gegenüber dem Leistungsberechtigten erbrachten Leistungen der 
Eingliederungshilfe. 

 

§ 124 Geeignete Leistungserbringer 

(1) Sind geeignete Leistungserbringer vorhanden, soll der Träger der Eingliederungshilfe zur 
Erfüllung seiner Aufgaben eigene Angebote nicht neu schaffen. Geeignet ist ein externer 
Leistungserbringer, der unter Sicherstellung der Grundsätze des § 104 die Leistungen 
wirtschaftlich und sparsam erbringen kann. Die durch den Leistungserbringer geforderte 
Vergütung ist wirtschaftlich angemessen, wenn sie im Vergleich mit der Vergütung 
vergleichbarer Leistungserbringer im unteren Drittel liegt (externer Vergleich). Liegt die 
geforderte Vergütung oberhalb des unteren Drittels, kann sie wirtschaftlich angemessen sein, 
sofern sie nachvollziehbar auf einem höheren Aufwand des Leistungserbringers beruht und 
wirtschaftlicher Betriebsführung entspricht. In den externen Vergleich sind die im 
Einzugsbereich tätigen Leistungserbringer einzubeziehen. Die Bezahlung tariflich vereinbarter 
Vergütungen sowie entsprechender Vergütungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen 
kann dabei nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden, soweit die Vergütung aus diesem 
Grunde oberhalb des unteren Drittels liegt. 

(2) Geeignete Leistungserbringer haben zur Erbringung der Leistungen der 
Eingliederungshilfe eine dem Leistungsangebot entsprechende Anzahl an Fach- und anderem 
Betreuungspersonal zu beschäftigen. Sie müssen über die Fähigkeit zur Kommunikation mit 
den Leistungsberechtigten in einer für die Leistungsberechtigten wahrnehmbaren Form 
verfügen und nach ihrer Persönlichkeit geeignet sein. Geeignete Leistungserbringer dürfen 
nur solche Personen beschäftigen oder ehrenamtliche Personen, die in Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben Kontakt mit Leistungsberechtigten haben, mit Aufgaben betrauen, die nicht 
rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 
184g, 184i bis 184l, 201a Absatz 3, §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuchs verurteilt worden sind. Die Leistungserbringer sollen sich von Fach- und 
anderem Betreuungspersonal, die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kontakt mit 
Leistungsberechtigten haben, vor deren Einstellung oder Aufnahme einer dauerhaften 
ehrenamtlichen Tätigkeit und in regelmäßigen Abständen ein Führungszeugnis nach § 30a 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. Nimmt der Leistungserbringer 
Einsicht in ein Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes, so 
speichert er nur den Umstand der Einsichtnahme, das Datum des Führungszeugnisses und 
die Information, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer in Satz 3 
genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist. Der Leistungserbringer darf diese Daten 
nur verändern und nutzen, soweit dies zur Prüfung der Eignung einer Person erforderlich ist. 
Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, 
wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit für den Leistungserbringer 
wahrgenommen wird. Sie sind spätestens drei Monate nach der letztmaligen Ausübung einer 
Tätigkeit für den Leistungserbringer zu löschen. Das Fachpersonal muss zusätzlich über eine 
abgeschlossene berufsspezifische Ausbildung und dem Leistungsangebot entsprechende 
Zusatzqualifikationen verfügen. 

(3) Sind mehrere Leistungserbringer im gleichen Maße geeignet, so hat der Träger der 
Eingliederungshilfe Vereinbarungen vorrangig mit Leistungserbringern abzuschließen, deren 
Vergütung bei vergleichbarem Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung nicht höher ist als die 
anderer Leistungserbringer. 

 



 

 

§ 125 Inhalt der schriftlichen Vereinbarung 

(1) In der schriftlichen Vereinbarung zwischen dem Träger der Eingliederungshilfe und dem 
Leistungserbringer sind zu regeln: 

1.Inhalt, Umfang und Qualität einschließlich der Wirksamkeit der Leistungen der 
Eingliederungshilfe (Leistungsvereinbarung) und 

2.die Vergütung der Leistungen der Eingliederungshilfe (Vergütungsvereinbarung). 

(2) In die Leistungsvereinbarung sind als wesentliche Leistungsmerkmale mindestens 
aufzunehmen: 

1.der zu betreuende Personenkreis, 

2.die erforderliche sächliche Ausstattung, 

3.Art, Umfang, Ziel und Qualität der Leistungen der Eingliederungshilfe, 

4.die Festlegung der personellen Ausstattung, 

5.die Qualifikation des Personals sowie 

6.soweit erforderlich, die betriebsnotwendigen Anlagen des Leistungserbringers. 

Soweit die Erbringung von Leistungen nach § 116 Absatz 2 zu vereinbaren ist, sind darüber 
hinaus die für die Leistungserbringung erforderlichen Strukturen zu berücksichtigen. 

(3) Mit der Vergütungsvereinbarung werden unter Berücksichtigung der Leistungsmerkmale 
nach Absatz 2 Leistungspauschalen für die zu erbringenden Leistungen unter Beachtung der 
Grundsätze nach § 123 Absatz 2 festgelegt. Förderungen aus öffentlichen Mitteln sind 
anzurechnen. Die Leistungspauschalen sind nach Gruppen von Leistungsberechtigten mit 
vergleichbarem Bedarf oder Stundensätzen sowie für die gemeinsame Inanspruchnahme 
durch mehrere Leistungsberechtigte (§ 116 Absatz 2) zu kalkulieren. Abweichend von Satz 1 
können andere geeignete Verfahren zur Vergütung und Abrechnung der Fachleistung unter 
Beteiligung der Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderungen vereinbart werden. 

(4) Die Vergütungsvereinbarungen mit Werkstätten für behinderte Menschen und anderen 
Leistungsanbietern berücksichtigen zusätzlich die mit der wirtschaftlichen Betätigung in 
Zusammenhang stehenden Kosten, soweit diese Kosten unter Berücksichtigung der 
besonderen Verhältnisse beim Leistungserbringer und der dort beschäftigten Menschen mit 
Behinderungen nach Art und Umfang über die in einem Wirtschaftsunternehmen üblicherweise 
entstehenden Kosten hinausgehen. Können die Kosten im Einzelfall nicht ermittelt werden, 
kann hierfür eine Vergütungspauschale vereinbart werden. Das Arbeitsergebnis des 
Leistungserbringers darf nicht dazu verwendet werden, die Vergütung des Trägers der 
Eingliederungshilfe zu mindern. 

§ 208 Zusatzurlaub 

(1) Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen Urlaub 
von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit des 
schwerbehinderten Menschen auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der 
Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit tarifliche, 
betriebliche oder sonstige Urlaubsregelungen für schwerbehinderte Menschen einen längeren 
Zusatzurlaub vorsehen, bleiben sie unberührt. 

(2) Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht während des gesamten Kalenderjahres, 
so hat der schwerbehinderte Mensch für jeden vollen Monat der im Beschäftigungsverhältnis 
vorliegenden Schwerbehinderteneigenschaft einen Anspruch auf ein Zwölftel des 
Zusatzurlaubs nach Absatz 1 Satz 1. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen 
halben Tag ergeben, sind auf volle Urlaubstage aufzurunden. Der so ermittelte Zusatzurlaub 
ist dem Erholungsurlaub hinzuzurechnen und kann bei einem nicht im ganzen Kalenderjahr 
bestehenden Beschäftigungsverhältnis nicht erneut gemindert werden. 



 

 

 

(3) Wird die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach § 152 Absatz 1 und 2 
rückwirkend festgestellt, finden auch für die Übertragbarkeit des Zusatzurlaubs in das nächste 
Kalenderjahr die dem Beschäftigungsverhältnis zugrunde liegenden urlaubsrechtlichen 
Regelungen Anwendung. 

§ 219 Begriff und Aufgaben der Werkstatt für behinderte Menschen 

(1) Die Werkstatt für behinderte Menschen ist eine Einrichtung zur Teilhabe behinderter 
Menschen am Arbeitsleben im Sinne des Kapitels 10 des Teils 1 und zur Eingliederung in das 
Arbeitsleben. Sie hat denjenigen behinderten Menschen, die wegen Art oder Schwere der 
Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
beschäftigt werden können, 

1. eine angemessene berufliche Bildung und eine Beschäftigung zu einem ihrer Leistung 
angemessenen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis anzubieten und 

2. zu ermöglichen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu entwickeln, zu 
erhöhen oder wiederzugewinnen und dabei ihre Persönlichkeit weiterzuentwickeln. 

Sie fördert den Übergang geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch 
geeignete Maßnahmen. Sie verfügt über ein möglichst breites Angebot an Berufsbildungs- und 
Arbeitsplätzen sowie über qualifiziertes Personal und einen begleitenden Dienst. Zum Angebot 
an Berufsbildungs- und Arbeitsplätzen gehören ausgelagerte Plätze auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Die ausgelagerten Arbeitsplätze werden zum Zwecke des Übergangs und als 
dauerhaft ausgelagerte Plätze angeboten. 

(2) Die Werkstatt steht allen behinderten Menschen im Sinne des Absatzes 1 unabhängig von 
Art oder Schwere der Behinderung offen, sofern erwartet werden kann, dass sie spätestens 
nach Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich wenigstens ein Mindestmaß 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen werden. Dies ist nicht der Fall bei 
behinderten Menschen, bei denen trotz einer der Behinderung angemessenen Betreuung eine 
erhebliche Selbst- oder Fremdgefährdung zu erwarten ist oder das Ausmaß der erforderlichen 
Betreuung und Pflege die Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich oder sonstige 
Umstände ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im Arbeitsbereich 
dauerhaft nicht zulassen. 

(3) Behinderte Menschen, die die Voraussetzungen für eine Beschäftigung in einer Werkstatt 
nicht erfüllen, sollen in Einrichtungen oder Gruppen betreut und gefördert werden, die der 
Werkstatt angegliedert sind. Die Betreuung und Förderung kann auch gemeinsam mit den 
Werkstattbeschäftigten in der Werkstatt erfolgen. Die Betreuung und Förderung soll auch 
Angebote zur Orientierung auf Beschäftigung enthalten. 

§ 221 Rechtsstellung und Arbeitsentgelt behinderter Menschen 

(1) Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten stehen, wenn sie nicht 
Arbeitnehmer sind, zu den Werkstätten in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis, 
soweit sich aus dem zugrunde liegenden Sozialleistungsverhältnis nichts anderes ergibt. 

(2) Die Werkstätten zahlen aus ihrem Arbeitsergebnis an die im Arbeitsbereich beschäftigten 
behinderten Menschen ein Arbeitsentgelt, das sich aus einem Grundbetrag in Höhe des 
Ausbildungsgeldes, das die Bundesagentur für Arbeit nach den für sie geltenden Vorschriften 
behinderten Menschen im Berufsbildungsbereich zuletzt leistet, und einem 
leistungsangemessenen Steigerungsbetrag zusammensetzt. Der Steigerungsbetrag bemisst 
sich nach der individuellen Arbeitsleistung der behinderten Menschen, insbesondere unter 
Berücksichtigung von Arbeitsmenge und Arbeitsgüte. 

(3) Der Inhalt des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses wird unter Berücksichtigung des 
zwischen den behinderten Menschen und dem Rehabilitationsträger bestehenden 



 

 

Sozialleistungsverhältnisses durch Werkstattverträge zwischen den behinderten Menschen 
und dem Träger der Werkstatt näher geregelt. 

(4) Hinsichtlich der Rechtsstellung der Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangsverfahren und 
im Berufsbildungsbereich gilt § 52 entsprechend. 

(5) Ist ein volljähriger behinderter Mensch gemäß Absatz 1 in den Arbeitsbereich einer 
anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen im Sinne des § 219 aufgenommen worden 
und war er zu diesem Zeitpunkt geschäftsunfähig, so gilt der von ihm geschlossene 
Werkstattvertrag in Ansehung einer bereits bewirkten Leistung und deren Gegenleistung, 
soweit diese in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen, als wirksam. 

(6) War der volljährige behinderte Mensch bei Abschluss eines Werkstattvertrages 
geschäftsunfähig, so kann der Träger einer Werkstatt das Werkstattverhältnis nur unter den 
Voraussetzungen für gelöst erklären, unter denen ein wirksamer Vertrag seitens des Trägers 
einer Werkstatt gekündigt werden kann. 

(7) Die Lösungserklärung durch den Träger einer Werkstatt bedarf der schriftlichen Form und 
ist zu begründen. 

 

§ 222 Mitbestimmung, Mitwirkung, Frauenbeauftragte 

(1) Die in § 221 Absatz 1 genannten behinderten Menschen bestimmen und wirken 
unabhängig von ihrer Geschäftsfähigkeit durch Werkstatträte in den ihre Interessen 
berührenden Angelegenheiten der Werkstatt mit. Die Werkstatträte berücksichtigen die 
Interessen der im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich der Werkstätten tätigen 
behinderten Menschen in angemessener und geeigneter Weise, solange für diese eine 
Vertretung nach § 52 nicht besteht. 

(2) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt; er setzt sich aus mindestens drei Mitgliedern 
zusammen. 

(3) Wahlberechtigt zum Werkstattrat sind alle in § 221 Absatz 1 genannten behinderten 
Menschen; von ihnen sind die behinderten Menschen wählbar, die am Wahltag seit 
mindestens sechs Monaten in der Werkstatt beschäftigt sind. 

(4) Die Werkstätten für behinderte Menschen unterrichten die Personen, die behinderte 
Menschen gesetzlich vertreten oder mit ihrer Betreuung beauftragt sind, einmal im 
Kalenderjahr in einer Eltern- und Betreuerversammlung in angemessener Weise über die 
Angelegenheiten der Werkstatt, auf die sich die Mitwirkung erstreckt, und hören sie dazu an. 
In den Werkstätten kann im Einvernehmen mit dem Träger der Werkstatt ein Eltern- und 
Betreuerbeirat errichtet werden, der die Werkstatt und den Werkstattrat bei ihrer Arbeit berät 
und durch Vorschläge und Stellungnahmen unterstützt. 

(5) Behinderte Frauen im Sinne des § 221 Absatz 1 wählen in jeder Werkstatt eine 
Frauenbeauftragte und eine Stellvertreterin. In Werkstätten mit mehr als 700 wahlberechtigten 
Frauen wird eine zweite Stellvertreterin gewählt, in Werkstätten mit mehr als 1 000 
wahlberechtigten Frauen werden bis zu drei Stellvertreterinnen gewählt. 

 

 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

§ 20 Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung für Mitglieder der 
gesetzlichen Krankenversicherung 

(1) Versicherungspflichtig in der sozialen Pflegeversicherung sind die versicherungspflichtigen 
Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung. Dies sind: 



 

 

[…] 

7. behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in 
Blindenwerkstätten im Sinne des § 226 des Neunten Buches oder für diese Einrichtungen in 
Heimarbeit oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches tätig 
sind, 

[…] 

 

§ 55 Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze, Verordnungsermächtigung 

(1) Der Beitragssatz beträgt, vorbehaltlich des Satzes 2, bundeseinheitlich 3,4 Prozent der 
beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder; er wird grundsätzlich durch Gesetz festgesetzt. 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, den Beitragssatz nach Satz 1 ausschließlich nach 
Maßgabe des Absatzes 1a durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
anzupassen. Für Personen, bei denen § 28 Abs. 2 Anwendung findet, beträgt der Beitragssatz 
die Hälfte des Beitragssatzes nach Satz 1. 

[…] 

(2) Beitragspflichtige Einnahmen sind bis zu einem Betrag von 1/360 der in § 6 Abs. 7 des 
Fünften Buches festgelegten Jahresarbeitsentgeltgrenze für den Kalendertag zu 
berücksichtigen (Beitragsbemessungsgrenze). 

(3) Der Beitragssatz nach Absatz 1 Satz 1 und 3 erhöht sich für Mitglieder nach Ablauf des 
Monats, in dem sie das 23. Lebensjahr vollendet haben, um einen Beitragszuschlag in Höhe 
von 0,6 Beitragssatzpunkten (Beitragszuschlag für Kinderlose). Satz 1 gilt nicht für Mitglieder, 
die vor dem 1. Januar 1940 geboren wurden, für Wehr- und Zivildienstleistende sowie für 
Bezieher von Bürgergeld nach § 19 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches. Satz 1 gilt auch nicht 
für Eltern im Sinne des § 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 3 Nummer 2 und 3 des 
Ersten Buches. Für diese reduziert sich der Beitragssatz nach Absatz 1 Satz 1 und 3 für jedes 
Kind ab dem zweiten Kind bis zum fünften Kind um jeweils einen Abschlag in Höhe von 0,25 
Beitragssatzpunkten bis zum Ablauf des Monats, in dem das jeweilige Kind das 25. Lebensjahr 
vollendet hat oder vollendet hätte; bei der Ermittlung des Abschlags nicht 
berücksichtigungsfähig sind Kinder, die das 25. Lebensjahr vollendet haben. Satz 4 gilt auch 
für Eltern, die das 23. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

(3a) Die Elterneigenschaft sowie die Anzahl der Kinder unter 25 Jahren müssen gegenüber 
der beitragsabführenden Stelle, bei Selbstzahlern gegenüber der Pflegekasse, nachgewiesen 
sein, sofern diesen die Angaben nicht bereits bekannt sind. Der Spitzenverband Bund der 
Pflegekassen gibt Empfehlungen darüber, welche Nachweise geeignet sind. Die 
beitragsabführenden Stellen und die Pflegekassen sind berechtigt, entsprechende Nachweise 
anzufordern. 

(3b) Nachweise für vor dem 1. Juli 2023 geborene Kinder wirken vom 1. Juli 2023 an; erfolgt 
der Nachweis für zwischen dem 1. April 2023 und dem 30. Juni 2023 geborene Kinder 
innerhalb von drei Monaten nach der Geburt des Kindes, gilt der Nachweis in Bezug auf den 
Beitragszuschlag für Kinderlose mit Beginn des Monats der Geburt als erbracht. Nachweise 
für Kinder, die im Zeitraum vom 1. Juli 2023 bis zum 30. Juni 2025 geboren werden, wirken ab 
Beginn des Monats der Geburt. Erfolgt der Nachweis für ab dem 1. Juli 2025 geborene Kinder 
innerhalb von drei Monaten nach der Geburt des Kindes, gilt der Nachweis mit Beginn des 
Monats der Geburt als erbracht, ansonsten wirkt der Nachweis ab Beginn des Monats, der 
dem Monat folgt, in dem der Nachweis erbracht wird; für Nachweise, die im Verfahren nach 
Absatz 3c Satz 1 abgerufen werden, gilt Satz 2. 

[…] 

(4) Zu den Eltern im Sinne des Absatzes 3 Satz 3 gehören nicht 

1. Adoptiveltern, wenn das Kind zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Adoption bereits die 
in § 25 Abs. 2 vorgesehenen Altersgrenzen erreicht hat, 



 

 

2. Stiefeltern, wenn das Kind zum Zeitpunkt der Eheschließung oder der Begründung der 
eingetragenen Lebenspartnerschaft gemäß § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes mit dem 
Elternteil des Kindes bereits die in § 25 Abs. 2 vorgesehenen Altersgrenzen erreicht hat oder 
wenn das Kind vor Erreichen dieser Altersgrenzen nicht in den gemeinsamen Haushalt mit 
dem Mitglied aufgenommen worden ist. 

[…] 

 

§ 57 Beitragspflichtige Einnahmen 

(1) Bei Mitgliedern der Pflegekasse, die in der gesetzlichen Krankenversicherung 
pflichtversichert sind, gelten für die Beitragsbemessung § 226 Absatz 1, 2 Satz 1 und 3, Absatz 
3 bis 5 sowie die §§ 227 bis 232a, 233 bis 238 und § 244 des Fünften Buches sowie die §§ 
23a und 23b Abs. 2 bis 4 des Vierten Buches. Bei Personen, die Bürgergeld nach § 19 Absatz 
1 Satz 1 des Zweiten Buches beziehen, ist abweichend von § 232a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Fünften Buches das 0,2266fache der monatlichen Bezugsgröße zugrunde zu legen und sind 
abweichend von § 54 Absatz 2 Satz 2 die Beiträge für jeden Kalendermonat, in dem 
mindestens für einen Tag eine Mitgliedschaft besteht, zu zahlen; § 232a Absatz 1a des Fünften 
Buches gilt entsprechend. 

[…] 

 

§ 59 Beitragstragung bei anderen Mitgliedern 

(1) Für die nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bis 12 versicherten Mitglieder der sozialen 
Pflegeversicherung, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert sind, gelten 
für die Tragung der Beiträge § 250 Absatz 1 und 3, die §§ 251 und 413 des Fünften Buches 
sowie § 48 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte entsprechend; 
die Beiträge aus der Rente der gesetzlichen Rentenversicherung sind von dem Mitglied allein 
zu tragen. Bei Beziehern einer Rente nach dem Gesetz über die Alterssicherung der 
Landwirte, die nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 versichert sind, und bei Beziehern von 
Produktionsaufgaberente oder Ausgleichsgeld, die nach § 14 Abs. 4 des Gesetzes zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit versichert sind, werden die 
Beiträge aus diesen Leistungen von den Beziehern der Leistung allein getragen. 

[…] 

 

 
Verordnung nach § 60 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch a.F. (Eingliederungshilfe-  
Verordnung) 

§ 1 Körperlich wesentlich behinderte Menschen 

Durch körperliche Gebrechen wesentlich in ihrer Teilhabefähigkeit eingeschränkt im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sind  

1. Personen, deren Bewegungsfähigkeit durch eine Beeinträchtigung des Stütz- oder 
Bewegungssystems in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 

2. Personen mit erheblichen Spaltbildungen des Gesichts oder des Rumpfes oder mit 
abstoßend wirkenden Entstellungen vor allem des Gesichts, 

3. Personen, deren körperliches Leistungsvermögen infolge Erkrankung, Schädigung oder 
Fehlfunktion eines inneren Organs oder der Haut in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 

4. Blinden oder solchen Sehbehinderten, bei denen mit Gläserkorrektion ohne besondere 
optische Hilfsmittel 



 

 

a) auf dem besseren Auge oder beidäugig im Nahbereich bei einem Abstand von mindestens 
30 cm oder im Fernbereich eine Sehschärfe von nicht mehr als 0,3 besteht 

oder 

b) durch Buchstabe a nicht erfaßte Störungen der Sehfunktion von entsprechendem 
Schweregrad vorliegen, 

5. Personen, die gehörlos sind oder denen eine sprachliche Verständigung über das Gehör 
nur mit Hörhilfen möglich ist, 

6. Personen, die nicht sprechen können, Seelentauben und Hörstummen, Personen mit 
erheblichen Stimmstörungen sowie Personen, die stark stammeln, stark stottern oder deren 
Sprache stark unartikuliert ist. 

 

§ 2 Geistig wesentlich behinderte Menschen 

Geistig wesentlich behindert im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch sind Personen, die infolge einer Schwäche ihrer geistigen Kräfte in 
erheblichem Umfange in ihrer Fähigkeit zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
eingeschränkt sind. 

§ 3 Seelisch wesentlich behinderte Menschen 

Seelische Störungen, die eine wesentliche Einschränkung der Teilhabefähigkeit im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zur Folge haben können, sind  

1. körperlich nicht begründbare Psychosen, 

2. seelische Störungen als Folge von Krankheiten oder Verletzungen des Gehirns, von 
Anfallsleiden oder von anderen Krankheiten oder körperlichen Beeinträchtigungen, 

3. Suchtkrankheiten, 

4. Neurosen und Persönlichkeitsstörungen. 

[…] 

Werkstättenverordnung (WVO) 

§ 5 Arbeitsbereich 

(1) Die Werkstatt soll über ein möglichst breites Angebot an Arbeitsplätzen verfügen, um Art 
und Schwere der Behinderung, der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit, 
Entwicklungsmöglichkeit sowie Eignung und Neigung der behinderten Menschen soweit wie 
möglich Rechnung zu tragen. 

(2) Die Arbeitsplätze sollen in ihrer Ausstattung soweit wie möglich denjenigen auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt entsprechen. Bei der Gestaltung der Plätze und der Arbeitsabläufe 
sind die besonderen Bedürfnisse der behinderten Menschen soweit wie möglich zu 
berücksichtigen, um sie in die Lage zu versetzen, wirtschaftlich verwertbare Arbeitsleistungen 
zu erbringen. Die Erfordernisse zur Vorbereitung für eine Vermittlung auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt sind zu beachten. 

(3) Zur Erhaltung und Erhöhung der im Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit 
und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit des behinderten Menschen sind 
arbeitsbegleitend geeignete Maßnahmen durchzuführen. 

(4) Der Übergang von behinderten Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ist durch 
geeignete Maßnahmen zu fördern, insbesondere auch durch die Einrichtung einer 
Übergangsgruppe mit besonderen Förderangeboten, Entwicklung individueller Förderpläne 



 

 

sowie Ermöglichung von Trainingsmaßnahmen, Betriebspraktika und durch eine zeitweise 
Beschäftigung auf ausgelagerten Arbeitsplätzen. Dabei hat die Werkstatt die notwendige 
arbeitsbegleitende Betreuung in der Übergangsphase sicherzustellen und darauf hinzuwirken, 
daß der zuständige Rehabilitationsträger seine Leistungen und nach dem Ausscheiden des 
behinderten Menschen aus der Werkstatt das Integrationsamt, gegebenenfalls unter 
Beteiligung eines Integrationsfachdienstes, die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben 
erbringen. Die Werkstatt hat die Bundesagentur für Arbeit bei der Durchführung der 
vorbereitenden Maßnahmen in die Bemühungen zur Vermittlung auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt einzubeziehen. 

(5) Der Fachausschuss wird bei der Planung und Durchführung von Maßnahmen nach den 
Absätzen 3 und 4 beteiligt. Er gibt auf Vorschlag des Trägers der Werkstatt oder des 
zuständigen Rehabilitationsträgers in regelmäßigen Abständen, wenigstens einmal jährlich, 
gegenüber dem zuständigen Rehabilitationsträger eine Stellungnahme dazu ab, welche 
behinderten Menschen für einen Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht 
kommen und welche übergangsfördernden Maßnahmen dazu erforderlich sind. Im Übrigen gilt 
§ 3 Abs. 3 entsprechend. 

§ 6 Beschäftigungszeit 

(1) Die Werkstatt hat sicherzustellen, daß die behinderten Menschen im Berufsbildungs- und 
Arbeitsbereich wenigstens 35 und höchstens 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden 
können. Die Stundenzahlen umfassen Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an 
Maßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 3. 

(2) Einzelnen behinderten Menschen ist eine kürzere Beschäftigungszeit zu ermöglichen, 
wenn es wegen Art oder Schwere der Behinderung oder zur Erfüllung des 
Erziehungsauftrages notwendig erscheint. 

§ 9 Werkstattleiter, Fachpersonal zur Arbeits- und Berufsförderung 

(1) Die Werkstatt muß über die Fachkräfte verfügen, die erforderlich sind, um ihre Aufgaben 
entsprechend den jeweiligen Bedürfnissen der behinderten Menschen, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Notwendigkeit einer individuellen Förderung von behinderten Menschen, 
erfüllen zu können. 

(2) Der Werkstattleiter soll in der Regel über einen Fachhochschulabschluß im 
kaufmännischen oder technischen Bereich oder einen gleichwertigen Bildungsstand, über 
ausreichende Berufserfahrung und eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation verfügen. 
Entsprechende Berufsqualifikationen aus dem sozialen Bereich reichen aus, wenn die zur 
Leitung einer Werkstatt erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten im kaufmännischen und 
technischen Bereich anderweitig erworben worden sind. Die sonderpädagogische 
Zusatzqualifikation kann in angemessener Zeit durch Teilnahme an geeigneten 
Fortbildungsmaßnahmen nachgeholt werden. 

(3) Die Zahl der Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung im Berufsbildungs- und 
Arbeitsbereich richtet sich nach der Zahl und der Zusammensetzung der behinderten 
Menschen sowie der Art der Beschäftigung und der technischen Ausstattung des 
Arbeitsbereichs. Das Zahlenverhältnis von Fachkräften zu behinderten Menschen soll im 
Berufsbildungsbereich 1:6, im Arbeitsbereich 1:12 betragen. Die Fachkräfte sollen in der Regel 
Facharbeiter, Gesellen oder Meister mit einer mindestens zweijährigen Berufserfahrung in 
Industrie oder Handwerk sein; sie müssen pädagogisch geeignet sein und über eine 
sonderpädagogische Zusatzqualifikation verfügen. Entsprechende Berufsqualifikationen aus 
dem pädagogischen oder sozialen Bereich reichen aus, wenn die für eine Tätigkeit als 
Fachkraft erforderlichen sonstigen Kenntnisse und Fähigkeiten für den Berufsbildungs- und 
Arbeitsbereich anderweitig erworben worden sind. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 



 

 

(4) Zur Durchführung des Eingangsverfahrens sollen Fachkräfte des Berufsbildungsbereichs 
und der begleitenden Dienste eingesetzt werden, sofern der zuständige Rehabilitationsträger 
keine höheren Anforderungen stellt. 

§ 10 Begleitende Dienste 

(1) Die Werkstatt muß zur pädagogischen, sozialen und medizinischen Betreuung der 
behinderten Menschen über begleitende Dienste verfügen, die den Bedürfnissen der 
behinderten Menschen gerecht werden. Eine erforderliche psychologische Betreuung ist 
sicherzustellen. § 9 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Für je 120 behinderte Menschen sollen in der Regel ein Sozialpädagoge oder ein 
Sozialarbeiter zur Verfügung stehen, darüber hinaus im Einvernehmen mit den zuständigen 
Rehabilitationsträgern pflegerische, therapeutische und nach Art und Schwere der 
Behinderung sonst erforderliche Fachkräfte. 

(3) Die besondere ärztliche Betreuung der behinderten Menschen in der Werkstatt und die 
medizinische Beratung des Fachpersonals der Werkstatt durch einen Arzt, der möglichst auch 
die an einen Betriebsarzt zu stellenden Anforderungen erfüllen soll, müssen vertraglich 
sichergestellt sein. 

§ 12 Wirtschaftsführung 

(1) Die Werkstatt muß nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen organisiert sein. Sie hat 
nach kaufmännischen Grundsätzen Bücher zu führen und eine Betriebsabrechnung in Form 
einer Kostenstellenrechnung zu erstellen. Sie soll einen Jahresabschluß erstellen. Zusätzlich 
sind das Arbeitsergebnis, seine Zusammensetzung im Einzelnen gemäß Absatz 4 und seine 
Verwendung auszuweisen. Die Buchführung, die Betriebsabrechnung und der 
Jahresabschluß einschließlich der Ermittlung des Arbeitsergebnisses, seine 
Zusammensetzung im Einzelnen gemäß Absatz 4 und seiner Verwendung sind in 
angemessenen Zeitabständen in der Regel von einer Person zu prüfen, die als Prüfer bei 
durch Bundesgesetz vorgeschriebenen Prüfungen des Jahresabschlusses (Abschlußprüfer) 
juristischer Personen zugelassen ist. Weitergehende handelsrechtliche und abweichende 
haushaltsrechtliche Vorschriften über Rechnungs-, Buchführungs- und 
Aufzeichnungspflichten sowie Prüfungspflichten bleiben unberührt. Über den zu 
verwendenden Kontenrahmen, die Gliederung des Jahresabschlusses, die 
Kostenstellenrechnung und die Zeitabstände zwischen den Prüfungen der Rechnungslegung 
ist mit den zuständigen Rehabilitationsträgern Einvernehmen herzustellen. 

(2) Die Werkstatt muß über einen Organisations- und Stellenplan mit einer 
Funktionsbeschreibung des Personals verfügen. 

(3) Die Werkstatt muß wirtschaftliche Arbeitsergebnisse anstreben, um an die im 
Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen ein ihrer Leistung angemessenes 
Arbeitsentgelt im Sinne des § 219 Absatz 1 Satz 2 und § 221 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zahlen zu können. 

(4) Arbeitsergebnis im Sinne des § 221 des Neunten Buches und der Vorschriften dieser 
Verordnung ist die Differenz aus den Erträgen und den notwendigen Kosten des laufenden 
Betriebs im Arbeitsbereich der Werkstatt. Die Erträge setzen sich zusammen aus den 
Umsatzerlösen, Zins- und sonstigen Erträgen aus der wirtschaftlichen Tätigkeit und den von 
den Rehabilitationsträgern erbrachten Kostensätzen. Notwendige Kosten des laufenden 
Betriebs sind die Kosten nach § 58 Absatz 3 Satz 2 und 3 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen sowie die mit der 
wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden notwendigen Kosten, 
die auch in einem Wirtschaftsunternehmen üblicherweise entstehen und infolgedessen nach 
§ 58 Absatz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch von den Rehabilitationsträgern nicht 
übernommen werden, nicht hingegen die Kosten für die Arbeitsentgelte nach § 221 Absatz 2 



 

 

des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und das Arbeitsförderungsgeld nach § 59 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch. 

(5) Das Arbeitsergebnis darf nur für Zwecke der Werkstatt verwendet werden, und zwar für  

1. die Zahlung der Arbeitsentgelte nach § 221 Absatz 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch, in der Regel im Umfang von mindestens 70 vom Hundert des 
Arbeitsergebnisses, 

2. die Bildung einer zum Ausgleich von Ertragsschwankungen notwendigen Rücklage, 
höchstens eines Betrages, der zur Zahlung der Arbeitsentgelte nach § 221 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch für sechs Monate erforderlich ist, 

3. Ersatz- und Modernisierungsinvestitionen in der Werkstatt, soweit diese Kosten nicht aus 
den Rücklagen auf Grund von Abschreibung des Anlagevermögens für solche Investitionen, 
aus Leistungen der Rehabilitationsträger oder aus sonstigen Einnahmen zu decken sind oder 
gedeckt werden. Kosten für die Schaffung und Ausstattung neuer Werk- und 
Wohnstättenplätze dürfen aus dem Arbeitsergebnis nicht bestritten werden. 

Abweichende handelsrechtliche Vorschriften über die Bildung von Rücklagen bleiben 
unberührt. 

(6) Die Werkstatt legt die Ermittlung des Arbeitsergebnisses nach Absatz 4 und dessen 
Verwendung nach Absatz 5 gegenüber den beiden Anerkennungsbehörden nach § 225 Satz 
2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch auf deren Verlangen offen. Diese sind berechtigt, 
die Angaben durch Einsicht in die nach Absatz 1 zu führenden Unterlagen zu überprüfen. 

§ 13 Abschluss von schriftlichen Verträgen 

(1) Die Werkstätten haben mit den im Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen, 
soweit auf sie die für einen Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften oder 
Rechtsgrundsätze nicht anwendbar sind, Werkstattverträge in schriftlicher Form 
abzuschließen, in denen das arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis zwischen der Werkstatt 
und dem behinderten Menschen näher geregelt wird. Über die Vereinbarungen sind die 
zuständigen Rehabilitationsträger zu unterrichten. 

(2) In den Verträgen nach Absatz 1 ist auch die Zahlung des Arbeitsentgelts im Sinne des § 
136 Abs. 1 Satz 2 und § 138 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch an die im Arbeitsbereich 
beschäftigten behinderten Menschen aus dem Arbeitsergebnis näher zu regeln. 

(3) (weggefallen) 

§ 14 Mitbestimmung, Mitwirkung, Frauenbeauftragte 

Die Werkstatt hat den Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 13 Absatz 1 Satz 1 eine 
angemessene Mitbestimmung und Mitwirkung durch Werkstatträte sowie den 
Frauenbeauftragten eine angemessene Interessenvertretung zu ermöglichen.  

 



 

Anlage 2:  Werkstätten-Mitwirkungsverordnung (WMVO) 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die Mitbestimmung und die Mitwirkung der in § 221 Absatz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch genannten Menschen mit Behinderungen 
(Werkstattbeschäftigte) in Werkstattangelegenheiten und die Interessenvertretung der in 
Werkstätten beschäftigten behinderten Frauen durch Frauenbeauftragte. 

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre 
Einrichtungen, soweit sie eigene gleichwertige Regelungen getroffen haben. 

§ 2 Errichtung von Werkstatträten 

(1) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt. 

(2) Rechte und Pflichten der Werkstatt sind solche des Trägers der Werkstatt. 

§ 3 Zahl der Mitglieder des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat besteht in Werkstätten mit in der Regel  

1. bis zu 200 Wahlberechtigten aus drei Mitgliedern, 

2. 201 bis 400 Wahlberechtigten aus fünf Mitgliedern, 

3. 401 bis 700 Wahlberechtigten aus sieben Mitgliedern, 

4. 701 bis 1 000 Wahlberechtigten aus neun Mitgliedern, 

5. 1 001 bis 1 500 Wahlberechtigten aus elf Mitgliedern und 

6. mehr als 1 500 Wahlberechtigten aus 13 Mitgliedern. 

(2) Die Geschlechter sollen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein. 

§ 4 Allgemeine Aufgaben des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat hat folgende allgemeine Aufgaben:  

1. darüber zu wachen, dass die zugunsten der Werkstattbeschäftigten geltenden Gesetze, 
Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und mit der Werkstatt getroffenen 
Vereinbarungen durchgeführt werden, vor allem, dass 

a) die auf das besondere arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis zwischen den 
Werkstattbeschäftigten und der Werkstatt anzuwendenden arbeitsrechtlichen 
Vorschriften und Grundsätze, insbesondere über Beschäftigungszeit einschließlich 
Teilzeitbeschäftigung sowie der Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an 
Maßnahmen zur Erhaltung und Erhöhung der Leistungsfähigkeit und zur 
Weiterentwicklung der Persönlichkeit des Werkstattbeschäftigten, Urlaub, 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Entgeltzahlung an Feiertagen, Mutterschutz, 
Elternzeit, Persönlichkeitsschutz und Haftungsbeschränkung, 

b) die in dem besonderen arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis aufgrund der 
Fürsorgepflicht geltenden Mitwirkungs- und Beschwerderechte und 

c) die Werkstattverträge 

von der Werkstatt beachtet werden; 

2. Maßnahmen, die dem Betrieb der Werkstatt und den Werkstattbeschäftigten dienen, bei der 
Werkstatt zu beantragen; 

3. Anregungen und Beschwerden von Werkstattbeschäftigten entgegenzunehmen und, falls 
sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlungen mit der Werkstatt auf eine Erledigung 



 

 

hinzuwirken; er hat die betreffenden Werkstattbeschäftigten über den Stand und das Ergebnis 
der Verhandlungen zu unterrichten. 

Dabei hat er vor allem die Interessen besonders betreuungs- und förderungsbedürftiger 
Werkstattbeschäftigter zu wahren und die Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern zu fördern. 

(2) Werden in Absatz 1 Nr. 1 genannte Angelegenheiten zwischen der Werkstatt und einem 
oder einer Werkstattbeschäftigten erörtert, so nimmt auf dessen oder deren Wunsch ein 
Mitglied des Werkstattrats an der Erörterung teil. Es ist verpflichtet, über Inhalt und 
Gegenstand der Erörterung Stillschweigen zu bewahren, soweit es von dem oder der 
Werkstattbeschäftigten im Einzelfall nicht von dieser Verpflichtung entbunden wird. 

(3) Der Werkstattrat berücksichtigt die Interessen der im Eingangsverfahren und im 
Berufsbildungsbereich tätigen behinderten Menschen in angemessener und geeigneter 
Weise, solange für diese eine Vertretung nach § 52 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
nicht besteht. 

§ 5 Mitwirkung und Mitbestimmung 

(1) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenheiten ein Mitwirkungsrecht:  

1. Darstellung und Verwendung des Arbeitsergebnisses, insbesondere Höhe der Grund- und 
Steigerungsbeträge, unter Darlegung der dafür maßgeblichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnisse auch in leichter Sprache, 

2. Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie über den 
Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der 
Unfallverhütungsvorschriften, 

3. Weiterentwicklung der Persönlichkeit und Förderung des Übergangs auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt, 

4. Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitskleidung, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung, 
Einführung neuer Arbeitsverfahren, 

5. dauerhafte Umsetzung Beschäftigter im Arbeitsbereich auf einen anderen Arbeitsplatz, 
wenn die Betroffenen eine Mitwirkung des Werkstattrates wünschen, 

6. Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie neuer technischer Anlagen, 
Einschränkung, Stilllegung oder Verlegung der Werkstatt oder wesentlicher Teile der 
Werkstatt, grundlegende Änderungen der Werkstattorganisation und des Werkstattzwecks. 

(2) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenheiten ein Mitbestimmungsrecht:  

1. Ordnung und Verhalten der Werkstattbeschäftigten im Arbeitsbereich einschließlich 
Aufstellung und Änderung einer Werkstattordnung, 

2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, Pausen, Zeiten für die Erhaltung und Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit, Verteilung der Arbeitszeit 
auf die einzelnen Wochentage und die damit zusammenhängende Regelung des 
Fahrdienstes, vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der üblichen Arbeitszeit, 

3. Arbeitsentgelte, insbesondere Aufstellung und Änderung von Entlohnungsgrundsätzen, 
Festsetzung der Steigerungsbeträge und vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, Zeit, 
Ort und Art der Auszahlung sowie Gestaltung der Arbeitsentgeltbescheinigungen, 

4. Grundsätze für den Urlaubsplan, 

5. Verpflegung, 

6. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das 
Verhalten oder die Leistung der Werkstattbeschäftigten zu überwachen, 

7. Grundsätze für die Fort- und Weiterbildung, 



 

 

8. Gestaltung von Sanitär- und Aufenthaltsräumen und 

9. soziale Aktivitäten der Werkstattbeschäftigten. 

(3) Die Werkstatt hat den Werkstattrat in den Angelegenheiten, in denen er ein 
Mitwirkungsrecht oder ein Mitbestimmungsrecht hat, vor Durchführung der Maßnahme 
rechtzeitig, umfassend und in angemessener Weise zu unterrichten und anzuhören. Beide 
Seiten haben auf ein Einvernehmen hinzuwirken. Lässt sich Einvernehmen nicht herstellen, 
kann jede Seite die Vermittlungsstelle anrufen. 

(4) In Angelegenheiten der Mitwirkung nach Absatz 1 entscheidet die Werkstatt unter 
Berücksichtigung des Einigungsvorschlages endgültig. 

(5) Kommt in Angelegenheiten der Mitbestimmung nach Absatz 2 keine Einigung zustande 
und handelt es sich nicht um Angelegenheiten, die nur einheitlich für Arbeitnehmer und 
Werkstattbeschäftigte geregelt werden können und die Gegenstand einer Vereinbarung mit 
dem Betriebs- oder Personalrat oder einer sonstigen Mitarbeitervertretung sind oder sein 
sollen, entscheidet die Vermittlungsstelle endgültig. 

(6) Soweit Angelegenheiten im Sinne von Absatz 1 oder 2 nur einheitlich für Arbeitnehmer und 
Werkstattbeschäftigte geregelt werden können und soweit sie Gegenstand einer Vereinbarung 
mit dem Betriebs- oder Personalrat oder einer sonstigen Mitarbeitervertretung sind oder sein 
sollen, haben die Beteiligten auf eine einvernehmliche Regelung hinzuwirken. Die ergänzende 
Vereinbarung besonderer behindertenspezifischer Regelungen zwischen Werkstattrat und 
Werkstatt bleiben unberührt. Unberührt bleiben auch weitergehende, einvernehmlich 
vereinbarte Formen der Beteiligung in den Angelegenheiten des Absatzes 1. 

§ 6 Vermittlungsstelle 

(1) Die Vermittlungsstelle besteht aus einem oder einer unparteiischen, in 
Werkstattangelegenheiten erfahrenen Vorsitzenden, auf den oder die sich Werkstatt und 
Werkstattrat einigen müssen, und aus je einem von der Werkstatt und vom Werkstattrat 
benannten Beisitzer oder einer Beisitzerin. Kommt eine Einigung nicht zustande, so schlagen 
die Werkstatt und der Werkstattrat je eine Person als Vorsitzenden oder Vorsitzende vor; durch 
Los wird entschieden, wer als Vorsitzender oder Vorsitzende tätig wird. 

(2) Die Vermittlungsstelle hat unverzüglich tätig zu werden. Sie entscheidet nach mündlicher 
Beratung mit Stimmenmehrheit. Die Beschlüsse der Vermittlungsstelle sind schriftlich 
niederzulegen und von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden zu unterschreiben. Werkstatt 
und Werkstattrat können weitere Einzelheiten des Verfahrens vor der Vermittlungsstelle 
vereinbaren. 

(3) Der Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle ersetzt in den Angelegenheiten nach § 5 
Absatz 1 sowie in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 2, die nur einheitlich für Arbeitnehmer 
und Werkstattbeschäftigte geregelt werden können, nicht die Entscheidung der Werkstatt. Bis 
dahin ist die Durchführung der Maßnahme auszusetzen. Das gilt auch in den Fällen des § 5 
Absatz 5 und 6. Fasst die Vermittlungsstelle in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 1 
innerhalb von zwölf Tagen keinen Beschluss für einen Einigungsvorschlag, gilt die 
Entscheidung der Werkstatt. 

§ 7 Unterrichtungsrechte des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat ist in folgenden Angelegenheiten zu unterrichten:  

1. Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses zur Werkstatt, Versetzungen 
und Umsetzungen, 

2. Verlauf und Ergebnis der Eltern- und Betreuerversammlung, 

3. Einstellung, Versetzung und Umsetzung des Fachpersonals (Angehörige der begleitenden 
Dienste und die Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung) und des sonstigen Personals 
der Werkstatt. 



 

 

(2) Die Werkstatt hat den Werkstattrat in den Angelegenheiten, in denen er ein 
Unterrichtungsrecht hat, rechtzeitig und umfassend unter Vorlage der erforderlichen 
Unterlagen zu unterrichten. Die in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 einzuholende 
Stellungnahme des Fachausschusses und die in diesem Rahmen erfolgende Anhörung des 
oder der Werkstattbeschäftigten bleiben unberührt. 

§ 8 Zusammenarbeit 

(1) Die Werkstatt, ihr Betriebs- oder Personalrat oder ihre sonstige Mitarbeitervertretung, die 
Schwerbehindertenvertretung, die Vertretung der Teilnehmer an Maßnahmen im 
Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich nach § 36 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch, ein nach § 139 Abs. 4 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
errichteter Eltern- und Betreuerbeirat und der Werkstattrat arbeiten im Interesse der 
Werkstattbeschäftigten vertrauensvoll zusammen. Die Werkstatt und der Werkstattrat können 
hierbei die Unterstützung der in der Werkstatt vertretenen Behindertenverbände und 
Gewerkschaften sowie der Verbände, denen die Werkstatt angehört, in Anspruch nehmen. 

(2) Werkstatt und Werkstattrat sollen in der Regel einmal im Monat zu einer Besprechung 
zusammentreten. Sie haben über strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu 
verhandeln und Vorschläge für die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zu machen. 

§ 9 Werkstattversammlung 

Der Werkstattrat führt mindestens einmal im Kalenderjahr eine Versammlung der 
Werkstattbeschäftigten durch. Die in der Werkstatt für Versammlungen der Arbeitnehmer 
geltenden Vorschriften finden entsprechende Anwendung; Teil- sowie 
Abteilungsversammlungen sind zulässig. Der Werkstattrat kann im Einvernehmen mit der 
Werkstatt in Werkstattangelegenheiten erfahrene Personen sowie behinderte Menschen, die 
an Maßnahmen im Eingangsverfahren oder im Berufsbildungsbereich teilnehmen, einladen. 

§ 10 Wahlberechtigung 

Wahlberechtigt sind alle Werkstattbeschäftigten, soweit sie keine Arbeitnehmer sind. 

§ 11 Wählbarkeit 

Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltag seit mindestens sechs Monaten in der 
Werkstatt beschäftigt sind. Zeiten des Eingangsverfahrens und der Teilnahme an Maßnahmen 
im Berufsbildungsbereich werden angerechnet. 

§ 12 Zeitpunkt der Wahlen zum Werkstattrat 

(1) Die regelmäßigen Wahlen zum Werkstattrat finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober 
bis 30. November statt, erstmals im Jahre 2001. Außerhalb dieser Zeit finden Wahlen statt, 
wenn  

1. die Gesamtzahl der Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder unter die 
vorgeschriebene Zahl der Werkstattratmitglieder gesunken ist, 

2. der Werkstattrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen hat, 

3. die Wahl des Werkstattrats mit Erfolg angefochten worden ist oder 

4. ein Werkstattrat noch nicht gewählt ist. 

(2) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl zum 
Werkstattrat stattgefunden, so ist er in dem auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der 
regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. Hat die Amtszeit des Werkstattrats zu Beginn des für 
die nächsten regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch nicht ein Jahr betragen, ist 
der Werkstattrat in dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. 

§ 13 Bestellung des Wahlvorstandes 

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Werkstattrat einen 
Wahlvorstand aus drei Wahlberechtigten oder sonstigen der Werkstatt angehörenden 



 

 

Personen und einen oder eine von ihnen als Vorsitzenden oder Vorsitzende. Dem 
Wahlvorstand muss mindestens eine wahlberechtigte Frau angehören. 

(2) Ist in der Werkstatt ein Werkstattrat nicht vorhanden, werden der Wahlvorstand und dessen 
Vorsitzender oder Vorsitzende in einer Versammlung der Wahlberechtigten gewählt. Die 
Werkstatt fördert die Wahl; sie hat zu dieser Versammlung einzuladen. Unabhängig davon 
können drei Wahlberechtigte einladen. 

§ 14 Aufgaben des Wahlvorstandes 

(1) Der Wahlvorstand bereitet die Wahl vor und führt sie durch. Die Werkstatt hat dem 
Wahlvorstand auf dessen Wunsch aus den Angehörigen des Fachpersonals eine Person 
seines Vertrauens zur Verfügung zu stellen, die ihn bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Wahl unterstützt. Der Wahlvorstand kann in der Werkstatt Beschäftigte als Wahlhelfer oder 
Wahlhelferinnen zu seiner Unterstützung bei der Durchführung der Stimmabgabe und bei der 
Stimmenzählung bestellen. Die Mitglieder des Wahlvorstandes, die Vertrauensperson und die 
Wahlhelfer und Wahlhelferinnen haben die gleichen persönlichen Rechte und Pflichten wie die 
Mitglieder des Werkstattrats (§ 37). Die Vertrauensperson nimmt ihre Aufgabe unabhängig 
von Weisungen der Werkstatt wahr. 

(2) Die Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit Stimmenmehrheit seiner Mitglieder 
gefasst. Über jede Sitzung des Wahlvorstandes ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
mindestens den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthält. Die Niederschrift ist von dem 
Vorsitzenden oder der Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes oder 
der Vertrauensperson zu unterzeichnen. 

(3) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten; sie soll spätestens eine Woche 
vor dem Tag stattfinden, an dem die Amtszeit des Werkstattrats abläuft. 

(4) Die Werkstatt unterstützt den Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Sie gibt ihm 
insbesondere alle für die Anfertigung der Liste der Wahlberechtigten erforderlichen Auskünfte 
und stellt die notwendigen Unterlagen zur Verfügung. 

§ 15 Erstellung der Liste der Wahlberechtigten 

Der Wahlvorstand stellt eine Liste der Wahlberechtigten auf. Die Wahlberechtigten sollen mit 
dem Familiennamen und dem Vornamen, erforderlichenfalls dem Geburtsdatum, in 
alphabetischer Reihenfolge aufgeführt werden. 

§ 16 Bekanntmachung der Liste der Wahlberechtigten 

Die Liste der Wahlberechtigten oder eine Abschrift ist unverzüglich nach Einleitung der Wahl 
bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen. 

§ 17 Einspruch gegen die Liste der Wahlberechtigten 

(1) Wahlberechtigte und sonstige Beschäftigte, die ein berechtigtes Interesse an einer 
ordnungsgemäßen Wahl glaubhaft machen, können innerhalb von zwei Wochen seit Erlass 
des Wahlausschreibens (§ 18) beim Wahlvorstand Einspruch gegen die Richtigkeit der Liste 
der Wahlberechtigten einlegen. 

(2) Über Einsprüche nach Absatz 1 entscheidet der Wahlvorstand unverzüglich. Hält er den 
Einspruch für begründet, berichtigt er die Liste der Wahlberechtigten. Der Person, die den 
Einspruch eingelegt hat, wird die Entscheidung unverzüglich mitgeteilt; die Entscheidung muss 
ihr spätestens am Tag vor der Stimmabgabe zugehen. 

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvorstand die Liste der Wahlberechtigten 
nochmals auf ihre Vollständigkeit hin überprüfen. Im Übrigen kann nach Ablauf der 
Einspruchsfrist die Liste der Wahlberechtigten nur bei Schreibfehlern, offenbaren 
Unrichtigkeiten, in Erledigung rechtzeitig eingelegter Einsprüche oder bei Eintritt oder 
Ausscheiden eines Wahlberechtigten oder einer Wahlberechtigten bis zum Tage vor dem 
Beginn der Stimmabgabe berichtigt oder ergänzt werden. 



 

 

§ 18 Wahlausschreiben 

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltag erlässt der Wahlvorstand ein 
Wahlausschreiben, das von dem oder der Vorsitzenden und mindestens einem weiteren 
Mitglied des Wahlvorstandes zu unterschreiben ist. Es muss enthalten:  

1. das Datum seines Erlasses, 

2. die Namen und Fotos der Mitglieder des Wahlvorstandes, 

3. die Voraussetzungen der Wählbarkeit zum Werkstattrat, 

4. den Hinweis, wo und wann die Liste der Wahlberechtigten und diese Verordnung zur 
Einsicht ausliegen, 

5. den Hinweis, dass nur wählen kann, wer in die Liste der Wahlberechtigten eingetragen ist, 
und dass Einsprüche gegen die Liste der Wahlberechtigten nur vor Ablauf von zwei Wochen 
seit dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich oder zur Niederschrift 
eingelegt werden können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben, 

6. die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb von zwei Wochen nach Erlass des 
Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzureichen; der letzte Tag der Frist ist anzugeben, 

7. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von denen ein Wahlvorschlag unterstützt werden 
muss (§ 19 Satz 2), 

8. den Hinweis, dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur 
solche Wahlvorschläge berücksichtigt werden dürfen, die fristgerecht (Nummer 6) eingereicht 
sind, 

9. die Bestimmung des Ortes, an dem die Wahlvorschläge bis zum Abschluss der 
Stimmabgabe durch Aushang oder in sonst geeigneter Weise bekannt gegeben werden, 

10. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe, 

11. den Ort und die Zeit der Stimmauszählung und der Sitzung des Wahlvorstandes, in der 
das Wahlergebnis abschließend festgestellt wird, 

12. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem 
Wahlvorstand abzugeben sind. 

(2) Eine Abschrift oder ein Abdruck des Wahlausschreibens ist vom Tag seines Erlasses bis 
zum Wahltag an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberechtigten zugänglichen Stellen 
vom Wahlvorstand auszuhängen. 

§ 19 Wahlvorschläge 

Die Wahlberechtigten können innerhalb von zwei Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens 
Vorschläge beim Wahlvorstand einreichen. Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens drei 
Wahlberechtigten unterstützt werden. Der Wahlvorschlag bedarf der Zustimmung des 
Vorgeschlagenen oder der Vorgeschlagenen. Der Wahlvorstand entscheidet über die 
Zulassung zur Wahl. 

§ 20 Bekanntmachung der Bewerber und Bewerberinnen 

Spätestens eine Woche vor Beginn der Stimmabgabe und bis zum Abschluss der 
Stimmabgabe macht der Wahlvorstand die Namen und Fotos oder anderes Bildmaterial der 
Bewerber und Bewerberinnen aus zugelassenen Wahlvorschlägen in alphabetischer 
Reihenfolge in gleicher Weise bekannt wie das Wahlausschreiben (§ 18 Abs. 2). 

§ 21 Stimmabgabe 

(1) Der Werkstattrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl gewählt. 

(2) Wer wahlberechtigt ist, kann seine Stimme nur für rechtswirksam vorgeschlagene 
Bewerber oder Bewerberinnen abgeben. Jeder Wahlberechtigte und jede Wahlberechtigte hat 



 

 

so viele Stimmen, wie Mitglieder des Werkstattrats gewählt werden. Der Stimmzettel muss 
einen Hinweis darauf enthalten, wie viele Bewerber im Höchstfall gewählt werden dürfen. Für 
jeden Bewerber oder jede Bewerberin kann nur eine Stimme abgegeben werden. 

(3) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels in einem Wahlumschlag ausgeübt. 
Auf dem Stimmzettel sind die Bewerber in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von 
Familienname und Vorname, erforderlichenfalls des Geburtsdatums, sowie mit Foto oder 
anderem Bildmaterial aufzuführen. Die Stimmzettel müssen sämtlich die gleiche Größe, Farbe, 
Beschaffenheit und Beschriftung haben. Das Gleiche gilt für die Wahlumschläge. 

(4) Bei der Stimmabgabe wird durch Ankreuzen an der im Stimmzettel jeweils vorgesehenen 
Stelle die von dem Wählenden oder von der Wählenden gewählte Person gekennzeichnet. 
Stimmzettel, auf denen mehr als die zulässige Anzahl der Bewerber oder Bewerberinnen 
gekennzeichnet ist oder aus denen sich der Wille des Wählenden oder der Wählenden nicht 
zweifelsfrei ergibt, sind ungültig. 

(5) Ist für mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten infolge ihrer Behinderung eine 
Stimmabgabe durch Abgabe eines Stimmzettels nach den Absätzen 3 und 4 überwiegend 
nicht möglich, kann der Wahlvorstand eine andere Form der Ausübung des Wahlrechts 
beschließen. 

§ 22 Wahlvorgang 

(1) Der Wahlvorstand hat geeignete Vorkehrungen für die unbeobachtete Kennzeichnung der 
Stimmzettel im Wahlraum zu treffen und für die Bereitstellung einer Wahlurne zu sorgen. Die 
Wahlurne muss vom Wahlvorstand verschlossen und so eingerichtet sein, dass die 
eingeworfenen Stimmzettel nicht herausgenommen werden können, ohne dass die Urne 
geöffnet wird. 

(2) Während der Wahl müssen immer mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im 
Wahlraum anwesend sein. Sind Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen bestellt (§ 14 Abs. 1 Satz 3), 
genügt die Anwesenheit eines Mitgliedes des Wahlvorstandes und eines Wahlhelfers oder 
einer Wahlhelferin. 

(3) Der gekennzeichnete und in den Wahlumschlag gelegte Stimmzettel ist in die hierfür 
bereitgestellte Wahlurne einzuwerfen, nachdem die Stimmabgabe von einem Mitglied des 
Wahlvorstandes oder einem Wahlhelfer oder einer Wahlhelferin in der Liste der 
Wahlberechtigten vermerkt worden ist. 

(4) Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimmabgabe beeinträchtigt ist, bestimmt eine 
Person seines Vertrauens, die ihm bei der Stimmabgabe behilflich sein soll, und teilt dies dem 
Wahlvorstand mit. Personen, die sich bei der Wahl bewerben, Mitglieder des Wahlvorstandes, 
Vertrauenspersonen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 2 sowie Wahlhelfer und Wahlhelferinnen 
dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden. Die Hilfeleistung beschränkt sich auf die 
Erfüllung der Wünsche des Wählers oder der Wählerin zur Stimmabgabe; die 
Vertrauensperson darf gemeinsam mit dem Wähler oder der Wählerin die Wahlkabine 
aufsuchen. Die Vertrauensperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse von der Wahl einer 
anderen Person verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung erlangt hat. Die Sätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend für Wähler und Wählerinnen, die des Lesens unkundig sind. 

(5) Nach Abschluss der Wahl ist die Wahlurne zu versiegeln, wenn die Stimmenauszählung 
nicht unmittelbar nach der Beendigung der Wahl durchgeführt wird. 

§ 23 Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Auszählung 
der Stimmen vor und stellt das Ergebnis fest. 

(2) Gewählt sind die Bewerber und Bewerberinnen, die die meisten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(3) Der Wahlvorstand fertigt über das Ergebnis eine Niederschrift, die von dem Vorsitzenden 
oder der Vorsitzenden und mindestens einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes 



 

 

unterschrieben wird. Die Niederschrift muss die Zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen 
Stimmzettel, die auf jeden Bewerber oder jede Bewerberin entfallenen Stimmenzahlen sowie 
die Namen der gewählten Bewerber und Bewerberinnen enthalten. 

§ 24 Benachrichtigung der Gewählten und Annahme der Wahl 

(1) Der Wahlvorstand benachrichtigt die zum Werkstattrat Gewählten unverzüglich von ihrer 
Wahl. Erklärt eine gewählte Person nicht innerhalb von drei Arbeitstagen nach Zugang der 
Benachrichtigung dem Wahlvorstand ihre Ablehnung der Wahl, ist sie angenommen. 

(2) Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, tritt an ihre Stelle der Bewerber oder die 
Bewerberin mit der nächsthöchsten Stimmenzahl. 

§ 25 Bekanntmachung der Gewählten 

Sobald die Namen der Mitglieder des Werkstattrats endgültig feststehen, macht der 
Wahlvorstand sie durch zweiwöchigen Aushang in gleicher Weise wie das Wahlausschreiben 
bekannt (§ 18 Abs. 2) und teilt sie unverzüglich der Werkstatt mit. 

§ 26 Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

Die Wahlunterlagen, insbesondere die Niederschriften, Bekanntmachungen und Stimmzettel, 
werden vom Werkstattrat mindestens bis zum Ende der Wahlperiode aufbewahrt. 

§ 27 Wahlanfechtung 

(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche 
Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden 
ist und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das 
Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte. 

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei Wahlberechtigte oder die Werkstatt. Die 
Wahlanfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig. 

§ 28 Wahlschutz und Wahlkosten 

(1) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats behindern. Insbesondere dürfen 
Werkstattbeschäftigte in der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts nicht beschränkt 
werden. 

(2) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen 
oder durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen. 

(3) Die Kosten der Wahl trägt die Werkstatt. Versäumnis von Beschäftigungszeit, die zur 
Ausübung des Wahlrechts, zur Betätigung im Wahlvorstand oder zur Tätigkeit als Wahlhelfer 
oder Wahlhelferin erforderlich ist, berechtigt die Werkstatt nicht zur Minderung des 
Arbeitsentgeltes. Die Ausübung der genannten Tätigkeiten steht der Beschäftigung als 
Werkstattbeschäftigter gleich. 

§ 29 Amtszeit des Werkstattrats 

Die regelmäßige Amtszeit des Werkstattrats beträgt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit des bisherigen Werkstattrats 
noch nicht beendet ist, mit deren Ablauf. Die Amtszeit des außerhalb des regelmäßigen 
Wahlzeitraumes gewählten Werkstattrats endet mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
des nach § 12 Abs. 2 neu gewählten Werkstattrats, spätestens jedoch am 30. November des 
maßgebenden Wahljahres. Im Falle des § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 endet die Amtszeit des 
bestehenden Werkstattrats mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses des neu gewählten 
Werkstattrats. 

§ 30 Erlöschen der Mitgliedschaft im Werkstattrat; Ersatzmitglieder 

(1) Die Mitgliedschaft im Werkstattrat erlischt durch  

1. Ablauf der Amtszeit, 



 

 

2. Niederlegung des Amtes, 

3. Ausscheiden aus der Werkstatt, 

4. Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses. 

(2) Scheidet ein Mitglied aus dem Werkstattrat aus, so rückt ein Ersatzmitglied nach. Dies gilt 
entsprechend für die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten Mitgliedes des Werkstattrats. 

(3) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewählten Bewerbern und 
Bewerberinnen der Vorschlagsliste entnommen. Die Reihenfolge bestimmt sich nach der Höhe 
der erreichten Stimmenzahlen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

§ 31 Vorsitz des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden oder die Vorsitzende und die ihn 
oder sie vertretende Person. 

(2) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende oder im Falle der Verhinderung die ihn oder sie 
vertretende Person vertritt den Werkstattrat im Rahmen der von diesen gefassten 
Beschlüssen. Zur Entgegennahme von Erklärungen, die dem Werkstattrat gegenüber 
abzugeben sind, ist der Vorsitzende oder die Vorsitzende oder im Falle der Verhinderung die 
ihn oder sie vertretende Person berechtigt. 

§ 32 Einberufung der Sitzungen 

(1) Innerhalb einer Woche nach dem Wahltag beruft der Vorsitzende oder die Vorsitzende des 
Wahlvorstandes den neu gewählten Werkstattrat zu der nach § 31 Abs. 1 vorgeschriebenen 
Wahl ein und leitet die Sitzung. 

(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende oder die Vorsitzende des Werkstattrats ein, 
setzt die Tagesordnung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende 
hat die Mitglieder des Werkstattrats und die Frauenbeauftragte rechtzeitig unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu laden. 

(3) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, 
dessen Beratung beantragt wird, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies von der 
Werkstatt beantragt wird. 

(4) Die Werkstatt nimmt an den Sitzungen, die auf ihr Verlangen anberaumt sind, und an den 
Sitzungen, zu denen sie ausdrücklich eingeladen worden ist, teil. 

§ 33 Sitzungen des Werkstattrats 

(1) Die Sitzungen des Werkstattrats finden in der Regel während der Beschäftigungszeit statt. 
Der Werkstattrat hat bei der Ansetzung der Sitzungen auf die Arbeitsabläufe in der Werkstatt 
Rücksicht zu nehmen. Die Werkstatt ist vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. Die 
Sitzungen des Werkstattrats sind nicht öffentlich. 

(2) Der Werkstattrat kann die Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) und, wenn und soweit er es für 
erforderlich hält, ein Mitglied des Betriebs- oder Personalrats oder einer sonstigen 
Mitarbeitervertretung, eine Schreibkraft oder, nach näherer Vereinbarung mit der Werkstatt, 
einen Beauftragten oder eine Beauftragte einer in der Werkstatt vertretenen Gewerkschaft auf 
Antrag eines Viertels der Mitglieder des Werkstattrats, einen Vertreter oder eine Vertreterin 
eines Verbandes im Sinne des § 8 Abs. 1 oder sonstige Dritte zu seinen Sitzungen 
hinzuziehen. Für sie gelten die Geheimhaltungspflicht sowie die Offenbarungs- und 
Verwertungsverbote gemäß § 37 Abs. 6 entsprechend. 

§ 34 Beschlüsse des Werkstattrats 

(1) Die Beschlüsse des Werkstattrats werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(2) Der Werkstattrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnimmt; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig. 



 

 

§ 35 Sitzungsniederschrift 

Über die Sitzungen des Werkstattrats ist eine Sitzungsniederschrift aufzunehmen, die 
mindestens den Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst 
wurden, enthält. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden oder von der Vorsitzenden und 
einem weiteren Mitglied oder der Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) zu unterzeichnen. Ihr ist eine 
Anwesenheitsliste beizufügen. Hat die Werkstatt an der Sitzung teilgenommen, so ist ihr der 
entsprechende Teil der Niederschrift abschriftlich auszuhändigen. 

§ 36 Geschäftsordnung des Werkstattrats 

Der Werkstattrat kann sich für seine Arbeit eine schriftliche Geschäftsordnung geben, in der 
weitere Bestimmungen über die Geschäftsführung getroffen werden. 

§ 37 Persönliche Rechte und Pflichten der Mitglieder des Werkstattrats 

(1) Die Mitglieder des Werkstattrats führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

(2) Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht behindert oder wegen ihres Amtes nicht 
benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

(3) Sie sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und 
soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Die Werkstattratstätigkeit steht der 
Werkstattbeschäftigung gleich. In Werkstätten mit wenigstens 200 Wahlberechtigten ist der 
Vorsitzende oder die Vorsitzende des Werkstattrats auf Verlangen von der Tätigkeit 
freizustellen, in Werkstätten mit mehr als 700 Wahlberechtigten auch die Stellvertretung. Die 
Befreiung nach den Sätzen 1 und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen nach § 5 Abs. 3 der 
Werkstätten-verordnung. 

(4) Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend für die Teilnahme an Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit des 
Werkstattrats erforderlich sind. Unbeschadet von Satz 1 hat jedes Mitglied des Werkstattrats 
während seiner regelmäßigen Amtszeit Anspruch auf Freistellung ohne Minderung des 
Arbeitsentgeltes für insgesamt 15 Tage zur Teilnahme an solchen Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen; der Anspruch erhöht sich für Werkstattbeschäftigte, die erstmals das 
Amt eines Mitgliedes des Werkstattrats übernehmen, auf 20 Tage. 

(5) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten der Absätze 3 und 4 kann die Vermittlungsstelle 
angerufen werden. § 6 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten 
bleibt unberührt. 

(6) Die Mitglieder des Werkstattrats sind verpflichtet,  

1. über ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene persönliche Verhältnisse und 
Angelegenheiten von Werkstattbeschäftigten, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer 
vertraulichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren und 

2. ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene und von der Werkstatt ausdrücklich als 
geheimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse nicht zu 
offenbaren und nicht zu verwerten. 

Die Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. Sie gelten nicht gegenüber 
den Mitgliedern des Werkstattrats und der Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) sowie im Verfahren 
vor der Vermittlungsstelle. 

§ 38 Sprechstunden 

(1) Der Werkstattrat kann während der Beschäftigungszeit Sprechstunden einrichten. Zeit und 
Ort sind mit der Werkstatt zu vereinbaren. 

(2) Versäumnis von Beschäftigungszeit, die zum Besuch der Sprechstunden oder durch 
sonstige Inanspruchnahme des Werkstattrats erforderlich ist, berechtigt die Werkstatt nicht zur 
Minderung des Arbeitsentgeltes der Werkstattbeschäftigten. Diese Zeit steht der 
Werkstattbeschäftigung gleich. 



 

 

§ 39 Kosten und Sachaufwand des Werkstattrats 

(1) Die durch die Tätigkeit des Werkstattrats entstehenden Kosten trägt die Werkstatt. Das 
Gleiche gilt für die Kosten, die durch die Teilnahme an Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen nach § 37 Absatz 4 oder durch die Interessenvertretung auf Bundes- 
oder Landesebene entstehen. 

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung hat die Werkstatt 
in erforderlichem Umfang Räume, sächliche Mittel und eine Bürokraft zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Werkstatt hat dem Werkstattrat auf dessen Wunsch eine Person seines Vertrauens zur 
Verfügung zu stellen, die ihn bei seiner Tätigkeit unterstützt. Die Vertrauensperson nimmt ihre 
Aufgabe unabhängig von Weisungen der Werkstatt wahr. Die Werkstatt hat sie bei der 
Erfüllung ihrer Aufgabe zu fördern. Für die Vertrauensperson gilt § 37 entsprechend. 

§ 39a Aufgaben und Rechtsstellung 

(1) Die Frauenbeauftragte vertritt die Interessen der in der Werkstatt beschäftigten behinderten 
Frauen gegenüber der Werkstattleitung, insbesondere in den Bereichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern, Vereinbarkeit von Familie und Beschäftigung sowie Schutz vor 
körperlicher, sexueller und psychischer Belästigung oder Gewalt. Werkstattleitung und 
Frauenbeauftragte sollen in der Regel einmal im Monat zu einer Besprechung 
zusammentreten. 

(2) Über Maßnahmen, die Auswirkungen in den in Absatz 1 genannten Bereichen haben 
können, unterrichtet die Werkstattleitung die Frauenbeauftragte rechtzeitig, umfassend und in 
angemessener Weise. Beide Seiten erörtern diese Maßnahmen mit dem Ziel des 
Einvernehmens. Lässt sich ein Einvernehmen nicht herstellen, kann jede Seite die 
Vermittlungsstelle anrufen. Die Werkstatt entscheidet unter Berücksichtigung des 
Einigungsvorschlages endgültig. 

(3) Die Frauenbeauftragte hat das Recht, an den Sitzungen des Werkstattrates und an den 
Werkstattversammlungen (§ 9) teilzunehmen und dort zu sprechen. 

(4) Die Stellvertreterinnen vertreten die Frauenbeauftragte im Verhinderungsfall. Darüber 
hinaus kann die Frauenbeauftragte ihre Stellvertreterinnen zu bestimmten Aufgaben 
heranziehen. 

(5) Die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung 
des Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist. Die Tätigkeit steht der Werkstattbeschäftigung gleich. In Werkstätten mit mehr 
als 200 wahlberechtigten Frauen ist die Frauenbeauftragte auf Verlangen von der Tätigkeit 
freizustellen, in Werkstätten mit mehr als 700 wahlberechtigten Frauen auch die erste 
Stellvertreterin. Die Befreiung nach den Sätzen 1 und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen 
nach § 5 Absatz 3 der Werkstättenverordnung. Im Übrigen gelten § 37 Absatz 1 und 2, 4 bis 6 
sowie die §§ 38 und 39 für die Frauenbeauftragte und die Stellvertreterinnen entsprechend. 

§ 39b Wahlen und Amtszeit 

(1) Die Wahlen der Frauenbeauftragten und der Stellvertreterinnen sollen zusammen mit den 
Wahlen zum Werkstattrat stattfinden. Wahlberechtigt sind alle Frauen, die auch zum 
Werkstattrat wählen dürfen (§ 10). Wählbar sind alle Frauen, die auch in den Werkstattrat 
gewählt werden können (§ 11). 

(2) Wird zeitgleich der Werkstattrat gewählt, soll der Wahlvorstand für die Wahl des 
Werkstattrates auch die Wahl der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen vorbereiten 
und durchführen. Anderenfalls beruft die Werkstatt eine Versammlung der wahlberechtigten 
Frauen ein, in der ein Wahlvorstand und dessen Vorsitzende gewählt werden. Auch drei 
wahlberechtigte Frauen können zu dieser Versammlung einladen. Für die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl gelten die §§ 14 bis 28 entsprechend. 

(3) Für die Amtszeit der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen gilt § 29 
entsprechend. Das Amt der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen erlischt mit 



 

 

Ablauf der Amtszeit, Niederlegung des Amtes, Ausscheiden aus der Werkstatt, Beendigung 
des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses oder erfolgreicher Wahlanfechtung. 

§ 39c Vorzeitiges Ausscheiden 

(1) Scheidet die Frauenbeauftragte vor dem Ablauf der Amtszeit aus dem Amt aus, wird die 
erste Stellvertreterin zur Frauenbeauftragten. 

(2) Scheidet eine Stellvertreterin vorzeitig aus ihrem Amt aus, rückt die nächste Stellvertreterin 
beziehungsweise aus der Vorschlagsliste die Bewerberin mit der nächsthöheren Stimmenzahl 
nach. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(3) Können die Ämter der Frauenbeauftragten und der Stellvertreterinnen aus der 
Vorschlagsliste nicht mehr besetzt werden, erfolgt eine außerplanmäßige Wahl der 
Frauenbeauftragten und der Stellvertreterinnen. 

(4) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl zu den 
Ämtern der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen stattgefunden, so sind sie in dem 
auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. Hat die 
Amtszeit zu Beginn des für die nächsten regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch 
nicht ein Jahr betragen, sind die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen in dem 
übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. 

§ 40 Amtszeit der bestehenden Werkstatträte 

Die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits bestehenden 
Werkstatträte endet am Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnisses der erstmaligen 
regelmäßigen Wahl eines Werkstattrats nach den Bestimmungen dieser Verordnung, 
spätestens jedoch am 30. November 2001. § 13 gilt entsprechend. 

§ 41 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2001 in Kraft. 



 

 

Anlage 3: Auszüge aus dem Rahmenvertrag nach § 131 Abs. 1 SGB IX für den Freistaat 
Sachsen 

            2. Leistungsvereinbarung 

 2.1 Grundsätze 

Die Leistungen nach diesem Vertrag werden auf der Grundlage des im 
Gesamtplan/Teilhabeplan individuell festgelegten Bedarfes erbracht. 

Die Zuständigkeit für die Ermittlung des individuellen Hilfebedarfes liegt beim Träger der 
Eingliederungshilfe.  

Die Leistungen berücksichtigen die Lebensbereiche gemäß § 118 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 SGB IX.  

Die Leistungen orientieren sich am Sozialraum und beziehen die Ressourcen des 
Sozialraums sowie des/der Leistungsberechtigten mit ein und sind von einer 
vertrauensvollen, partnerschaftlichen Zusammenarbeit von Leistungserbringer und Träger 
der Eingliederungshilfe geprägt.  

 

  2.2 Leistungen der Eingliederungshilfe 

Leistungen der Eingliederungshilfe nach diesem Vertrag umfassen: 

1. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 

2. Leistungen zur Teilhabe an Bildung und 

3. Leistungen zur sozialen Teilhabe. 

Die Leistungen nach Ziffer 1 und 2 gehen den Leistungen nach Ziffer 3 vor. 

Die zu vereinbarende Leistung enthält spezifische Angebote der vorgenannten 
Leistungsgruppen. 

 2.3 Inhalt der Leistungsvereinbarung 

In der Leistungsvereinbarung zwischen dem Träger der Eingliederungshilfe und dem 
Leistungserbringer werden gemäß § 125 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX Inhalt, Umfang und Qualität 
einschließlich der Wirksamkeit der Leistungen der Eingliederungshilfe geregelt. 

Die Kommission nach Teil C kann den Vereinbarungspartnern Mustervereinbarungen 
empfehlen. 

Die Leistungsvereinbarung enthält die Leistungsbeschreibung für das Leistungsangebot. 

Diese kann sich auf eine Konzeption des Leistungserbringers beziehen. Inhalte der 
Leistungsvereinbarung sind die wesentlichen Leistungsmerkmale nach § 125 Abs. 2, Abs. 3 
Satz 1 SGB IX, insbesondere 

• der zu betreuende Personenkreis bzw. die Zielgruppe des Leistungsangebots 
einschließlich etwa erforderlicher Abgrenzungen, 

• die dem Leistungsangebot zugrundeliegenden Leistungen nach Art, Umfang, Ziel und 
Qualität, die wesentlichen Elemente der für das Leistungsangebot erforderlichen 
sächlichen Ausstattung einschließlich Investitionsgütern (betriebsnotwendige 
Anlagen),  

• die personelle Ausstattung sowie die Qualifikation des Personals. 
In der Leistungsvereinbarung wird aufgenommen, inwieweit die Leistung zu festgelegten 
Zeiten, in festgelegten Zeiträumen und an bestimmten Orten erbracht wird. 

Leistungsbestandteile sind insbesondere: 

• personenbezogene Leistungen im Einzelkontakt, 

• personenbezogene Leistungen als gemeinschaftliche Inanspruchnahme, jeweils 
differenziert z.B. nach Zeit, Form (Präsenz oder Bereitschaft) und Qualifikation 
(Fachkraft, Nichtfachkraft), 



 

 

• personenbezogene Leistungen, die erbracht werden ohne die Anwesenheit der 
Leistungsberechtigten als koordinierende Tätigkeiten im Sinne eines Case 
Managements, z. B. Organisation/Planung/Koordination, Reflexion/Nachbesprechung 
sowie An- und Abfahrten und 

• indirekte Leistungen, worunter insbesondere Zeiten der Teamsupervision und der 
Mitarbeiterfortbildung, Kooperations- und Netzwerkarbeit fallen. 

Personenbezogene Leistungen können in den Formen der Befähigung, vollständigen oder 
teilweisen Übernahme von Handlungen, Begleitung, Beratung, Beschäftigung, Betreuung, 
Unterstützung, Motivation, Förderung, Beförderung, Behandlung und Pflege angeboten 
werden. 

Die Kommission nach Teil C kann einen Katalog von Leistungs- und Strukturmerkmalen 

entwickeln und diesen den Rahmenvertragspartnern als Anlage zum Rahmenvertrag 

empfehlen. 

2.4 Leistungsgrundsätze 

Die vereinbarten Leistungen müssen, den Grundsätzen nach § 123 Abs. 2 Satz 2 SGB IX 
entsprechend, ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein und dürfen das Maß des 
Notwendigen nicht überschreiten. 

2.4.1 Dem Umfang nach ausreichend sind Leistungen dann, wenn der leistungsrechtlich 
anzuerkennende Bedarf jeder/jedes Leistungsberechtigten in dem spezifischen Angebot 
vollständig gedeckt werden kann. 

2.4.2 Zweckmäßig sind Leistungen dann, wenn sie geeignet sind, die für die Leistungen 
konkretisierten Aufgaben und Ziele im Rahmen der Eingliederungshilfe zu erfüllen. Dabei ist 
der Stand der wissenschaftlichen und fachlichen Erkenntnisse zu berücksichtigen. 

2.4.3 Notwendig sind Leistungen dann, wenn ohne sie bzw. ohne qualitativ oder quantitativ 
vergleichbare Leistungen die Aufgaben und Ziele der Leistungen im Rahmen der 
Eingliederungshilfe nicht erfüllt werden können. 

2.4.4 Ausreichende, zweckmäßige und notwendige Leistungen sind dann wirtschaftlich, wenn 
sie in der vereinbarten Qualität mit den vereinbarten Vergütungen erbracht werden. 

 

 2.5 Personelle Ausstattung 

Zahl, Funktion und Qualifikation der Mitarbeitenden leiten sich vom Bedarf der 
Leistungsberechtigten und von den vereinbarten Leistungen ab. 

Dabei sind in angemessenem Umfang zu berücksichtigen: 

• Zeiten, die insbesondere für die Beratung, Betreuung, Förderung und Pflege sowie für 
die hauswirtschaftliche Versorgung der Leistungsberechtigten im Rahmen der 
Angebote erforderlich sind,  

• fachliche Anforderungen an die Qualifikation der Mitarbeiter, 

• zeitlicher und personeller Aufwand für Aufgaben der Kooperation, Koordination und 
Qualitätssicherung (z. B. Teambesprechungen, Supervision) und 

• Leitungs- und Verwaltungsaufgaben, die sowohl für den Betrieb des 
Leistungsangebotes des Leistungserbringers als auch für die fachliche und inhaltliche 
Koordination der Fachleistung erforderlich sind. 

Die Vereinbarung der personellen Ausstattung erfolgt auf der Basis einer einvernehmlich 
festzulegenden Nettojahresarbeitszeit. Die Kommission nach Teil C erarbeitet hierzu eine 
Empfehlung für die Rahmenvertragspartner. 

Die Festlegung der personellen Ausstattung erfolgt in der Regel in Form von 
Personalrelationen oder durch Festlegung von Vollzeitstellenanteilen. Als Vollzeit gilt eine 



 

 

Wochenarbeitszeit von 40 Stunden. Abweichende Regelungen können im Einvernehmen der 
Vertragspartner getroffen werden. 

 

         3. Vergütungsvereinbarung 

 3.1 Grundsätze 

Die Vergütung muss leistungsgerecht sein und es dem Leistungserbringer ermöglichen, bei 
wirtschaftlicher Betriebsführung die in der Leistungsvereinbarung festgelegten Leistungen 
unter Berücksichtigung der Vorgaben aus den Gesamt- und Teilhabeplänen der 
Leistungsberechtigten zu erbringen und die ihm dadurch entstehenden Aufwendungen 
einschließlich einer angemessenen Berücksichtigung von Risiko und Wagnis zu decken. 

Die Vergütungen müssen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und 
Leistungsfähigkeit entsprechen und dürfen das Maß des Notwendigen nicht überschreiten. 
Die Vergütungsverhandlung wird auf der Basis einer prospektiven Kostenkalkulation des 
Leistungserbringers für den Verhandlungszeitraum geführt. 

Der Leistungserbringer ist verpflichtet, die seiner Kalkulation zugrundeliegenden 
Kostenfaktoren mit geeigneten Nachweisen zu begründen. Soweit erforderlich, sind auf 
Verlangen des Trägers der Eingliederungshilfe Nachweise für den vergangenen 
Vereinbarungszeitraum vorzulegen. 

Bei der Kalkulation der Leistungspauschalen bleiben u. a. unberücksichtigt: 

• Sozialversicherungsbeiträge für in WfbM sowie bei anderen Leistungsanbietern 
beschäftigte Menschen mit Behinderungen, 

• die Beförderung/Fahrdienst der Leistungsberechtigten, soweit diese durch öffentliche 
Verkehrsmittel oder Beförderungsdienste sichergestellt werden, 

• Kosten für Urlaubs- und Ferienmaßnahmen, 
• Kosten, die den existenzsichernden Leistungen zuzuordnen sind (mit Ausnahme der 

Kosten nach S 42a Abs. 6 SGB XII i. V. m. § 113 Abs. 5 SGB IX) und 
• sonstige individuelle Leistungen der Leistungsberechtigten gegenüber anderen 

Leistungsträgern außerhalb des vereinbarten Leistungsangebotes. 
Bei der Kalkulation für die Leistungen einer WfbM und eines anderen Leistungsanbieters 
fließen die produktionsbedingten Kosten in die Gesamtkalkulation des Angebotes ein. Die 
Leistungspauschale wird abzüglich der produktionsbedingten Kosten vereinbart. Die 
Kommission nach Teil C erarbeitet die Zuordnung der Kostenarten und Kostenbestandteile. 
Die Vergütungsvereinbarung soll in der Regel für zwölf Monate abgeschlossen werden. 

 3.2 Inhalt der Vergütungsvereinbarung 

Die Vergütungsvereinbarung regelt Art und Höhe der Leistungspauschale gemäß § 125 SGB 
IX. 

Die Leistungspauschalen sind nach Gruppen von Leistungsberechtigten mit vergleichbarem 
Bedarf oder Stundensätzen sowie für die gemeinsame Inanspruchnahme durch mehrere 
Leistungsberechtigte (§ 116 Abs. 2 SGB IX) zu kalkulieren. 

Die verschiedenen Arten der Leistungspauschalen können miteinander kombiniert werden. 
Abweichend davon können andere geeignete Verfahren zur Vergütung und Abrechnung der 
Fachleistung unter Beteiligung der Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderungen 
vereinbart werden. 

In der Vergütungsvereinbarung sind, sofern für die Vergütungsfindung des 
Leistungsangebotes relevant, mindestens folgende Kostenfaktoren auszuweisen: 

• Personalkosten (siehe Teil B, Ziffer 3.3), 
• Sachkosten (siehe Teil B, Ziffer 3.4), 
• Investitionskosten (siehe Teil B, Ziffer 3.5), 

 

             4. Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen  

Die Verhandlungsaufforderung nach § 126 Abs. 1 SGB IX kann sowohl durch den 
Leistungserbringer als auch durch den Träger der Eingliederungshilfe erfolgen und ist an den 



 

 

jeweils anderen Vertragspartner zu richten. Gehört der Leistungserbringer einem (Spitzen-) 
Verband an, kann er diesen zur Vertretung in den Verhandlungen bevollmächtigen. 

Zur Vorbereitung der Verhandlungen sind Verhandlungsunterlagen vorzulegen. Die 
Kommission nach Teil C erarbeitet dazu Empfehlungen (z. B. 
Musterverhandlungsunterlagen). Die Vertragspartner können einvernehmlich auf die Vorlage 
von Verhandlungsunterlagen verzichten, wenn nur einzelne Kostenbestandteile erhöht oder 
insgesamt eine pauschale Kostensteigerung beabsichtigt ist. Die begehrte pauschale oder 
punktuelle Kostensteigerung sowie deren Auswirkung auf die Berechnung der 
Leistungspauschale sind nachvollziehbar darzulegen. 

 

 

 

 



Anlage 4:  Beschreibung des Leistungstyps Arbeitsbereich in Werkstätten für behinderte Menschen 

 

Leistungstyp: Arbeitsbereich (AB) in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) Stand: 29.06.06 

1. Strukturmerkmale 

Hilfeart 

  Leistungen der Eingliederungshilfe nach §§ 53, 54 SGB XII i.V.m. 
§§ 41, 136–144 SGB IX, Werkstättenverordnung (WVO) 

Hilfsangebot 

 Teilstationäres Angebot 

 

2. Leistungsmerkmale 

Zielgruppe 

u. typischer 

Hilfebedarf 

 
 

Ziele 

 
 

Leistungsinhalte 

 
 

Umfang und Struktur 

Qualität der Leistungen 

 
Strukturqualität Prozessqualität 

 
 

Ergebnisqualität 

• Zielgruppe: 

 
Behinderte 
Menschen, die die 
Schulpflicht erfüllt 
und das Renten- 
alter noch nicht 
erreicht haben, die 
Eingangsverfahren 
und 
Berufsbildungsber
eich absolviert 
haben und die auf 
Grund der Art oder 
Schwere ihrer 
Behinderung auf 
dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt nicht, 
noch nicht oder 
noch nicht wieder 
beschäftigt werden 
können 

 

• typ. Hilfebedarf 
der Zielgruppe: 

 
Teilhabe am 
Arbeitsleben 

 
Bedarf an 
begleitender 
Pflege, 
Betreuung und 
Förderung 

 
- Aufnahme, Ausübung 

und Sicherung einer 
der Eignung und 
Neigung des 
behinderten 
Menschen 
entsprechenden 
Beschäftigung 

 
- Erhaltung und 

Verbesserung der im 
Berufsbildungsbereich 
erworbenen 
Leistungsfähigkeit 

 
- Weiterentwicklung 

der Persönlichkeit 
 
- Übergang behinderter 

Menschen auf den 
allgemeinen Arbeits- 
markt 

 
- Soziale Integration 

 
- Zahlung eines 

angemessenen 
monatlichen Entgeltes 

• Direkte Leistungen: 

 
- Beschäftigung auf einem breiten Angebot 

von Arbeitsplätzen unter Berücksichtigung 
von Eignung und Neigung der  
behinderten Menschen 

- Durchführung begleitender Maßnahmen 
zur Erhaltung und Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit, zur Entwicklung der 
Persönlichkeit und zur sozialen 
Integration 

- Geeignete Maßnahmen zur Förderung 
des Übergangs befähigter behinderter 
Menschen auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt 

- Berufsspezifische, pädagogische, soziale 
und psychologische Betreuung 
entsprechend dem Bedarf der 
behinderten Menschen 

- Gewährleistung der Mitwirkung der 
behinderten Menschen nach WMVO, 

- Gewährleistung des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes 

- Organisation des erforderlichen 
Fahrdienstes im Benehmen mit dem 
zuständigen Reha-Träger. 

- Bereitstellung eines 
Verpflegungsangebotes. 

 

• Indirekte Leistungen: 
 

Die Leistungen beinhalten alle 
erforderlichen Maßnahmen der 
betrieblichen Aufbau- und 
Ablauforganisation sowie der 
Qualitätssicherung und Dokumentation, 
die Öffentlichkeitsarbeit und die 
Zusammenarbeit mit Dritten. 

Der Umfang der 
Beschäftigung richtet 
sich nach der 
Leistungsfähigkeit und 
der Eignung und 
Neigung der behinderten 
Menschen und den 
möglichen 
Beschäftigungs- 
angeboten der WfbM. 
Dabei ist der Hilfebedarf 
des Einzelnen bezüglich 
Dauer und 
Unterstützungsgrad zu 
berück- sichtigen. 

 
Die Beschäftigungszeit 
beträgt wöchentlich 35 
bis 40 Stunden. 
Darin sind Zeiten für 
Erholungspausen und 
begleitende Maßnahmen 
eingeschlossen. 

 
Die Aufsichtspflicht 
beginnt mit dem 
Betreten bzw. endet mit 
dem Verlassen der 
WfbM im Rahmen der 
Öffnungszeiten. 

• Personelle Ausstattung: 

 
Die WfbM muss hinsichtlich Anzahl, 
Funktion und Qualifikation des 
Personals über die Fachkräfte verfügen, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
entsprechend den Bedürfnissen der 
behinderten Menschen notwendig sind. 

 
Der individuelle Hilfebedarf der 
behinderten Menschen ist bei der 
Personalplanung zu berücksichtigen. 

 
Der Einsatz der notwendigen externen 
Fachdienste ist zu gewährleisten. 

 
Verwaltungs-, Versorgungs- und 
Leitungsaufgaben der WfbM sind bei 
der Personalbemessung angemessen 
zu berücksichtigen. 

 

• Räumlich-sächliche Ausstattung: 

 
Die bauliche Gestaltung (gem. Modell- 
Raum-Programm) und die Ausstattung 
der Werkstatt müssen der Aufgabe der 
Werkstatt als Einrichtung zur Teilhabe 
behinderter Menschen am Arbeitsleben 
nach SGB IX Rechnung tragen. 

Weiterentwicklung und 
Umsetzung der 
Konzeption der WfbM 
unter Einbeziehung des 
Personals und des 
Werkstattrates. 

 
Kontinuierliche 
Fortschreibung der 
individuellen Hilfepläne 
und der 
unterstützenden 
begleitenden Angebote 
auf der Grundlage des 
Gesamtplanes nach 
§ 58 SGB XII 

 
Durchführung von 
Maßnahmen der 
Qualitätssicherung, 
insbesondere: 

 
- qualifizierte fachliche 

Anleitung des 
Personals 

- Fort- und 
Weiterbildung des 
Personals 

- Fortbildung des 
Werkstattrates 

- Supervision 
- Fachübergreifende 

Teamarbeit 

• Ergebnisse aus 

Soll–Ist–Vergleichen durch: 

 
- Regelmäßige Auswertung und 

Bewertung der persönlichen 
und beruflichen Entwicklung 

 
- Ermittlung der Zielerreichung 

durch  regelmäßige 
Gespräche mit den 
behinderten Menschen, deren 
Eltern und/oder gesetzlichen 
Betreuern 

 
- Überprüfung der 

Angemessenheit des 
gezahlten monatlichen 
Entgeltes an die behinderten 
Menschen unter Beachtung 
gesetzlicher Vorgaben nach § 
107 SGB III, 
§ 12 WVO 

 
- Auswertung und Bewertung 

der Wirksamkeit der 
begleitenden Angebote 

 
- Auswertung des 

angestrebten/erfolgten 
Übergangs in andere Formen 
des Arbeitslebens 

3. Bemerkungen: weitere Rechtsgrundlagen:    Mitwirkungsverordnung (WMVO), § 43 SGB IX   

 


